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AUS DEM INHALT:

Das Jahr neigt sich so langsam
dem Ende zu und wir können
nicht sagen das wenig gesche-
hen ist. Ob es das BP-Unglück
mit der Deepwater Horizon ist,
der Atomgau in Fukuschima, die
Revolutionen rund um das Mit-
telmeer, wovon einige noch
stattfinden, oder die europäi-
sche Währungskrise. Alles hat
uns irgendwie berührt. Jedoch –
obwohl die meisten dieser Nach-
richten aus den Medien ver-
schwunden sind, haben sie eines
gemeinsam. Keines dieser Ge-
schehnisse ist wirklich abge-
schlossen. Denn niemand weiß,
was die Ölverdünnungsmittel
für Auswirkungen an Amerikas
Küsten und seine Fischereiin-
dustrie haben werden. Niemand
weiß, welche Konsequenzen der
japanische Gau wirklich nach-
träglich auf die Landschaft und
dessen Bevölkerung haben wird.
Niemand weiß, wie die nächste
Regierung Libyens aussehen
wird und niemand weiß, welche
Auswirkungen die Euro-Krise
auf ganz Europa haben wird. Ich
möchte mich aber auf die Euro-
Krise und die damit direkt oder
indirekt verbundene EU-Krise

beziehen. Denn zu oft wird ver-
gessen, dass wir als Deutsche
weltweit gerade mal 1 ,15 Pro-
zent der Weltbevölkerung aus-
machen. Zwar sind wir ein wirt-
schaftlich starkes Land, wie wird
dies aber in einigen Jahrzehnten
aussehen? Gerade da China sich
mehr und mehr zum weltweiten
Wirtschaftszentrum entwickelt,
muss man erkennen, dass Politik
nicht dafür da ist, Gesetze und
Initiativen für die Gegenwart zu
schaffen, sondern für die Zu-
kunft, um späteren Generatio-
nen mindestens dasselbe Leben
zu ermöglichen wie uns. Dies
werden wir aber nicht als Ein-
zelkämpfer schaffen. Wollen wir
unsere Demokratie und unseren
Lebensstandard schützen, brau-
chen wir alle Hände Europas.
Aber die Krise bietet vielleicht
auch viele Chancen. Darunter
nicht nur Stärke als Einheit zu
zeigen, sondern auch weil Kri-
sen manchmal den Weg für Re-
formen eröffnen. Gerade diese
Reformen braucht Europa für
eine stabile Zukunft. Es bleibt
spannend. Ich lade jeden dazu
ein, sich ein eigenes Bild zu ma-
chen.
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D er Begriff Killerspiele gilt
aus wissenschaftlicher

Sicht als unsachlich, da das Wort
Killer sehr suggestiv ist und
einen objektiven, nüchternen Zu-
gang zu dem Thema erschwert.
Gebräuchlich ist hingegen die
Rede von „gewalthaltigen Com-
puterspielen“.

Wir verstehen darunter Spiele,
die einzeln oder im Team ge-
spielt werden. Meistens ist das
Ziel des Spieles, eine Mission zu
erfüllen. Um dieses Ziel zu errei-
chen, müssen Gegner beseitigt
und die eigene Spielexistenz ge-
schützt werden. In den meisten
Spielen geht es also, entgegen
landläufiger Meinung, nicht dar-
um „ballernd“ durch die Gegend
zu laufen und alles abzuschie-
ßen, was sich bewegt, sondern

sich taktisch klug zu verhalten,
Gefahrensituationen auch mal zu
umgehen und Gewalt dann als
Mittel zum Zweck einzusetzen.

Es gibt sogenannte Firstper-
son- oder Egoshooter, bei denen
sich das Spiel aus Perspektive
des Spielers abspielt, er also di-
rekt als handelnde Person mit
den entsprechenden Waffen
agiert und Thirdpersonshooter,
wo der Spieler eine Spielfigur
bewegt. Es gibt Spiele, in denen
man alleine, gewissermaßen ge-
gen den Computer spielt und
Spiele die im Team, online oder
im Netzwerk gespielt werden.

Da müssen wir erst mal nach
dem potentiellen Spieler fragen:
Handelt es sich um Erwachsene
oder Kinder und Jugendliche?

Ich möchte diese beiden Perso-
nengruppen getrennt behandeln,
da es hier sehr unterschiedliche
Dinge zu bedenken gibt. Ich
möchte mich zunächst den Er-
wachsenen widmen, da diese
Spiele ja zumeist nur für Er-
wachsene mit entsprechender
Altersbegrenzung zugelassen
sind. Zu den Kindern und Ju-
gendlichen komme ich dann spä-
ter.

Aggressionsgefühle
und -impulse

Bei der Frage, ob solche Spiele
aggressiv machen, ist zwischen
dem Aggressionsgefühl oder Ag-
gressionsimpuls und einer tat-
sächlichen aggressiven Hand-
lung zu unterscheiden. Men-

schen haben Aggressionen. Wir
alle haben Gefühle wie Wut,
Zorn, Ärger, Gereiztheit. Meis-
tens tauchen solche Gefühle auf,
wenn wir uns von anderen ange-
griffen, kritisiert, ungerecht be-
handelt fühlen oder aus anderen
Gründen frustriert werden.

Das Gefühlszen-
trum unseres Ge-
hirns ist das lim-
bische System,
dort sitzt auch
die Amygdala
(Mandelkern),
die unser An-
griffs- oder Fluchtverhalten
steuert. Verschiedene Studien
zeigen, dass gewalthaltige Com-
puterspiele aggressive Impulse
steigern – allerdings nur bis in
die ersten Minuten nach dem

CC-BY-SA Heike Palm
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Was geht in
den Menschen vor,
die eines dieser gewalt-
haltigen Computerspiele
nächtelang durchleben?
Droht eine radikale
Persönlichkeits-
veränderung?
Diplom-Psychologin Heike
Palm über den Einfluß von
Games auf gefestigte und
ungefestigte Personen.

Kampfspiel aus der Ich-Perspektive: Battlefield 3 setzt neue Maßstäbe auch mit aggressivem Rechteschutz
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Spiel. Ein ähnlicher Effekt ist so-
gar stärker bei Betrachtern von
gewalttätigen Filmen zu beob-
achten. Verschiedene Untersu-
chungen zeigen bei Spielern Er-
regungspotential in der Amygda-
la. Außerdem konnten folgende
kurzfristige Effekte (bis circa 30
Minuten nach dem Spielen) fest-
gestellt werden:

• Aggressive Emotionen wie
Wut oder Ärger scheinen ver-
stärkt aufzutreten

• Aggressive Gedanken, Über-
zeugungen und Vorstellungen
scheinen sich zu verstärken

• Es zeigt sich eine verstärkte
physiologische Erregung

• Kooperatives Verhalten
scheint abzunehmen

• Die Personen scheinen eher
zu feindseligen Attributionen
zu neigen.

Verschiedene Studien zeigen
ähnliche Ergebnisse (Ander-
son/Gentile/Buckley 2007; Hart-
mann 2006).

Was sagt uns das?

Spielen von gewalttätigen Spie-
len (und das Betrachten gewalt-
tätiger Filminhalte) führt zu ei-
ner physiologischen Erregung,
die anscheinend aggressive Im-
pulse beinhaltet. Das ist auch
nachvollziehbar. Als Spieler be-
gebe ich mich in eine hochgradi-
ge Stress-Situation. Ich bewege
mich in einer real anmutenden

dichten Atmosphäre, hinter jeder
Ecke kann ein potentieller Geg-
ner lauern und mich beseitigen.
Ich will aber natürlich das Ziel
des Spiels erreichen, also meine
Mission durchführen. Das ver-

setzt mich in absoluten Stress.
Spieler, mit denen ich mich un-
terhalten habe, schildern selten
Gefühle von Wut, Zorn, Hass in
der Spielsituation, sondern eher
das Gefühl von Gefahr / Bedro-
hung und einen großen Ehrgeiz
„durchzukommen“. Menschen in
Stress-Situation zeigen körperli-
che Symptome wie Erhöhung
der Herzfrequenz, des Blut-
drucks, der Muskelspannung
und sie neigen absolut nicht zu
kooperativem Verhalten. Würde
man Sportler vor einem Wett-
kampf, Autorennfahrer vor dem
Start oder Fußballspieler mit
ähnlichen Methoden untersu-
chen, käme man höchstwahr-
scheinlich zu ähnlichen Ergeb-
nissen. Das ist bisher aber noch
nicht in der Form untersucht
worden. Man hat jedoch ver-

gleichbare Ergebnisse bei Auto-
rennspielen am PC. Keine Studie
konnte diesbezüglich Langzeitef-
fekte nachweisen. Diese Erre-
gungszustände scheinen also
eng an das Spielgeschehen ge-

koppelt zu sein. Schlussfolge-
rung: Gewaltspiele zeigen in ei-
nem Kurzzeiteffekt eine Steige-
rung der physiologischen Erre-
gung, eine Erhöhung aggres-
siver Impulse und eine Verrin-
gerung kooperativen Verhaltens.

Gewalttätiges
Handeln

Ob ich meine aggressiven Impul-
se in Gewaltverhalten zeige, ist
von anderen Faktoren abhängig,
z.B. von Lernvorgängen. Ein
Kind lernt im Laufe seiner Ent-
wicklung, welche Verhaltenswei-
sen zum Erfolg führen und wel-
che nicht. Erstes Beispiel: Kind A
sitzt im Sandkasten und will den
Bagger von Kind B haben. Kind
A haut mit der Schaufel zu, Kind

B schreit, lässt den Bagger fallen
und rennt weg. Die Mutter von
Kind A mischt sich nicht ein.
Kind A lernt, dass Zuhauen zum
erwünschten Ziel führt. Beispiel
2: Gleiche Szene, aber Mutter
von Kind A mischt sich ein, Kind
A muss Kind B den Bagger wie-
dergeben und bekommt eine
Auszeit auf der Bank verordnet.
In diesem Fall lernt Kind A, dass
aggressives Verhalten keinen Er-
folg hat. Wenn ein Verhalten zum
Erfolg führt, wird dieses Verhal-
ten in der Zukunft häufiger ge-
zeigt. Je häufiger Verhalten also
verstärkt wird, um so stabiler
werden solche Handlungsse-
quenzen. Im Laufe seines Lebens
entwickelt ein Mensch ein ent-
sprechendes Verhaltensreper-
toire, verinnerlicht gesellschaft-
liche Normen und Werte. Im Ge-
hirn, im Frontallappen, bilden
sich hemmende neurobiologi-
sche Systeme aus, die dafür sor-
gen, dass Handlungsimpulse,
egal welcher Art, im allgemeinen
nicht ungebremst ausgeführt
werden. Beispiel: Unser Chef
kritisiert uns heftig, vielleicht so-
gar unsachlich und ungerecht,
wir spüren eine heftige Wut.
Trotzdem werden wir nicht zu-
schlagen, weil wir gelernt haben,
dass dieses Verhalten a) kontra-
produktiv ist und b) wir als er-
wachsene Menschen nicht dazu
neigen, andere körperlich zu
verletzen. Um auf das Thema
Gewaltspiele zurückzukommen:
Während und kurz nach dem

Gewaltspiele zeigen
in einem
Kurzzeiteffekt
eine Verringerung
kooperativen
Verhaltens.

Alleine kann man auch schaukeln, aber mehr Schwung gibts zu zweit. Wenn ein Verhalten Erfolg bringt, wird es in Zukunft
häufiger ausgeübt. So erweitert sich das Verhaltensrepertoire im Lauf der Zeit. CC-BY epsos. de / Fl ickr
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Spielen ist das Aggressionspo-
tential erhöht, es gibt aber keine
Studien, die zeigen, dass dieses
Verhalten sich auch in gewalttä-
tigen Aktionen ausdrückt, zumin-
dest nicht beim normalen, er-
wachsenen, gut sozialisierten
Menschen.

Neurobiologische
Studien

Dr. Torsten Fehr von der Univer-
sität Bremen hat vor kurzer Zeit
eine Untersuchung mit sehr in-
teressanten Ergebnissen durch-
geführt. Er untersuchte erwach-
sene, männliche Personen per
MRT, während ihnen Szenen mit
virtueller, bzw. realer Gewalt vor-
gespielt wurden. Dabei stellte
der Forscher die räumliche Per-
spektive des Egoshooters nach.
Die Versuchsperson bewegte
sich mit vorgehaltener Waffe
durch lange Flure und traf ent-
weder auf Verbündete oder Fein-
de, die es auszuschalten galt.

Außerdem wurden in einer
weiteren Studie Szenen mit rea-
ler Gewalt aus der Ich-Perspekti-
ve verwendet, die eher alltägli-
che Bedrohungen zeigten: Man
wurde (ebenfalls aus der Ich-Per-
spektive) angerempelt und gab
dem Angreifer eine Ohrfeige. Die
Auswertungen ergaben, dass vir-
tuelle Gewalt in völlig anderen
Gehirnregionen verarbeitet wird
als reale Gewalt. Unser Gehirn
kann sehr wohl zwischen Virtua-
lität und Realität unterscheiden.
Dr. Fehr interpretiert die Ergeb-
nisse dahingehend, dass es eine
Frage der Fiktionalität ist.

Das Gehirn kann erkennen, dass
es sich bei den Spielszenen um
Fiktionen handelt, da wir keiner-
lei Alltagserfahrungen in dieser
Richtung haben. Er geht in der
Konsequenz davon aus, dass es
sehr unwahrscheinlich ist, dass
sich die so verarbeiteten Reize in
reales Handeln übertragen kön-
nen. Er sagt aber auch, dass die-
ses für normale, erwachsene,
entsprechend sozialisierte Men-
schen gilt, für die ein derartiges
Spiel- bzw. Filmgeschehen als
fiktional erkennbar ist. Schluss-
folgerung: Gewaltspiele scheinen
für den erwachsenen normal so-
zialisierten Menschen keine Ge-

fährdung darzustellen. Wir se-
hen höchstens gewisse Gewöh-
nungsprozesse an gewalttätige
Darstellungen bei exzessivem
Spielen.

Kinder und
Jugendliche

Bei Kindern und Jugendlichen
sieht die Sache jedoch völlig an-
ders aus. Gewaltspiele und na-
türlich auch Gewaltfilme sind für
Kinder und Jugendliche in keiner
Weise geeignet! ! ! Und zwar aus
verschiedenen Gründen:

•   Das kindliche Gehirn ist noch
sehr unreif und unausdifferen-
ziert. Es entwickelt sich im Laufe
der Kindheit und Jugend weiter
und reift aus.
•   So sind die hemmenden neu-
robiologischen Systeme bei Kin-
dern noch nicht ausgebildet, was
dazu führt, dass Kinder Impulse
meist direkt in Handlung umset-
zen. Wer schon einmal ein frus-
triertes Kleinkind erlebt hat,
weiss, dass Kinder dann toben,
schreien und um sich schlagen.

Verhalten, dass bei einem er-
wachsenen Menschen eher sel-
ten zu beobachten ist. Das heißt,
dass Kinder, die aggressive Im-
pulse verspüren, eher dazu nei-
gen, diese in Handlungen umzu-
setzen. Wenn wir nun wissen,
dass Gewaltspiele kurzfristig zu
Erregungszuständen und ag-
gressiven Impulsen führen, se-
hen wir auch, dass die Möglich-
keit der Erhöhung aggressiven
Verhaltens bei Kindern in diesem
Fall gegeben ist.
•   Jede Handlung, die wir beob-
achten, wird als mögliche Hand-
lungsalternative im Gehirn ge-
speichert, bei Erwachsenen wie
bei Kindern. Wir Erwachsenen
wissen, dass die Spielhandlung
ein fiktionales, nicht wirkliches
Ereignis ist, das Kind weiß das
nicht.
•   Während der Sozialisation
baut das Kind erst sein Verhal-
tensrepertoire auf, es lernt im
Spiel. Daher haben Gewaltspiele
bei Kindern eine ganz andere
Lerndimension als bei Erwachse-
nen.
•   Kinder haben noch kein
Norm- und Wertesystem aufge-

baut. Wir Erwachsenen beurtei-
len Gesehenes immer durch un-
seren Wertefilter, bei Kindern
gehen Inhalte ungefiltert ins Ge-
hirn ein.
•   Kinder können noch nicht
zwischen Fiktion und Realität
unterscheiden, die Grenzen sind
hier einfach fließend. Das Kind
sieht eine Spielsituation als real
an und lernt „ach so kann man
sich verhalten, wenn eine Bedro-
hungssituation auftaucht. Je-
manden, der sich mir in den Weg
stellt, kann ich einfach erledi-
gen“. Das Kind lernt also Gewalt
als angemessenes Mittel zur Si-
tuationsbewältigung kennen.
•   Kinder müssen Empathie erst
lernen. Ein Baby kommt mit ei-
ner Grundausstattung von Spie-
gelneuronen auf die Welt. Dabei
handelt es sich um spezielle
Neuronennetze, die für Empa-
thie und emotionale Intelligenz
eine wichtige Rolle spielen. Die-
ses System differenziert sich im-
mer weiter aus durch die Inter-
aktion mit anderen Menschen.
Computerspiele bieten keine
Möglichkeit zur Empathie an,
d.h. dass bei Kindern, die viel
Zeit vor dem Computer verbrin-
gen, diese Systeme nicht ge-
schult werden. Gewalt wird also
emotionslos, ohne Empathie, er-
lebt und damit auch banalisiert.
•   Außerdem treten bei Erwach-
senen wie bei Kindern Gewöh-
nungsprozesse ein. Was für den
Erwachsenen aufgrund der Un-
terscheidung von Fiktion und
Realität eher unproblematisch
ist, ist für das Kind erheblich
dramatischer, es überträgt mög-

Gewaltspiele scheinen
für den erwachsenen
normal sozialisierten
Menschen keine
Gefährdung
darzustellen.

Kil lerschachspieler nach dem Killer-Schachspiel (siehe auch Seite 6 links unten)

Foto CC-BY-Piratenparteiwiki
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licherweise fiktionale Gewalt auf
die Realität und zeigt dann auch
bei Gewalt im realen Leben ent-
sprechende Abstumpfungspro-
zesse.

Schlussfolgerung: Gewalthaltige
Computerspiele und -filme sind
für Kinder absolut nicht geeig-
net.

Es sind die
Eltern gefordert

An dieser Stelle hier sind die El-
tern gefordert. Wir Eltern haben

die Verantwortung für unse-
re Kinder, wir müssen dafür
sorgen, dass unsere Kinder
durch vielfältige menschli-
che Interaktionen ein ent-
sprechendes Wertesystem
entwickeln. Nun wird aus
keinem Kind, das im famili-
ären Umfeld eine Vielzahl
von gewaltfreien Konfliktbe-
wältigungsmöglichkeiten
kennen lernt, durch ein
Computerspiel ein gewalttä-
tiger, aggressiver Mensch.

Aber es muss uns klar sein, dass
gewalthaltige Medien auf keinen
Fall zuträglich sind. Es gibt nun
mal Dinge, die sind nur für Er-
wachsene geeignet, das ist uns
auch bewusst. Kein Mensch
zeigt seinem 12-jährigen Pornos,
stellt ihm die Wodkaflasche hin
und liest ihm zum Einschlafen
Stephen King vor.

In genau diesen Bereich gehö-
ren auch Gewaltspiele. Für Er-
wachsene eher ungefährlich,
aber absolut nicht kindgerecht.
Wir haben in Deutschland ein
recht strenges Jugendschutzge-
setz. Alkohol und Zigaretten dür-
fen erst ab 18 Jahren gekauft
werden, und auch erst ab die-
sem Alter darf man in die ent-
sprechende Ecke in der Video-
thek. Die Spiele, über die wir
hier sprechen, sind auch mit ei-
ner Altersfreigabe versehen, die
im allgemeinen bei 16 oder 18
Jahren liegt. Das heißt, wir El-
tern sind gefordert, zu schauen,
was unsere Kinder und Jugendli-
che am Computer tun. Da sind
manche Eltern erschreckend un-
informiert.

•   Schauen Sie nach, welche
Spiele Ihre Kinder spielen und
denken Sie auch an die Playstati-
on, die X-Box und den Nintendo.
•   Bitte konfiszieren oder ver-
bieten Sie nicht gleich, wenn Sie
fündig werden. Verbote nützen
in den meisten Fällen überhaupt
nichts.
•   Sprechen Sie mit Ihren Kin-
dern über die Spiele, spielen Sie
mal selbst. Erzählen Sie Ihren
Kindern, was Ihnen da nicht ge-
fällt, welche Gefühle Sie haben.
•   Pflanzen Sie ein paar kriti-
sche Gedanken in die Köpfe Ih-
rer Kinder, aber bitte nicht mit
dem erhobenen Zeigefinger.
•   Nehmen Sie Ihre Kinder

ernst, lassen Sie sich erklären,
weshalb Ihr Kind diese Spiele
mag. Vielleicht ist es das takti-
sche Vorgehen in dem Spiel, viel-
leicht ist es das Spielen im Team,
vielleicht spielt ihr Kind dieses
Spiel auch nur, weil es im Freun-
deskreis angesagt ist. Solche
Spiele fördern z. B. auch takti-
sches Denken, Problemlösungs-
strategien und soziale Kompo-
nenten bei der Teamarbeit.
•   Spielen Sie diese Spiele nicht
im Beisein ihrer Kinder, weil al-
les, was Sie als Eltern tun, für
das Kind automatisch richtig ist.
•   Geben Sie diese Spiele nicht
an Kinder und Jugendliche wei-
ter.

Zusammenfassend kann ge-

sagt werden: Gewaltspiele sind
nach bisherigem Stand der For-
schung für normale gut soziali-
sierte Erwachsene als absolut
unproblematisch zu sehen. Für
Kinder sind diese Spiele nicht
geeignet, weil das kindliche Ge-
hirn mit diesen Szenen noch
nicht umgehen kann. Eltern sind
gefordert, ihre Kinder zu schüt-
zen und ihnen beizubringen, wie
man mit Medien auch kritisch
umgeht.

Für ein generelles Verbot von
Gewaltspielen gibt es keine wis-
senschaftliche Begründung.
Dann müsste man auch Filme
wie James Bond oder ähnliches,
sowie Pornographie und Alkohol
verbieten.

Mmh immer wenn ich das Wort
Kil lerspiele höre, dann ist meis-
tens zuvor ein Amoklauf pas-
siert.

Politiker fordern dann das Ver-
bot dieser „Kil lerspiele“. Sie
seien schuld an dem Gewalt-
ausbruch des jungen Erwach-
senen. Doch wissen die Politi -
ker überhaupt, was Kil lerspiele
sind? Und wie soll man über-
haupt abgrenzen, was ein Kil -
lerspiel ist?

Ist Mensch-ärgere-dich-nicht
ein Kil lerspiel, weil dabei Figu-
ren vom Brett geschmissen
werden? Doch, ich denke, so-
weit gehen die Gedanken der
Politiker, die die Kil lerspiele
verbieten wollen, nicht einmal.
Es geht hier nur um Symbol-
politik.

Das ist bei mir schon soweit
gekommen, dass jedes Mal,
wenn ich von einem Amoklauf
höre, ich Angst davor habe,
dass irgendein Politiker wieder
fordern wird, dass man Kil ler-
spiele verbietet. Aber auf die
Idee, dass man Schützenverei-
ne verbieten soll , weil die ja ei-
nem das Schiessen beibringen,
ist noch keiner gekommen (ab-
gesehen davon, dass das na-
türlich auch keine Lösung des
Problems darstellt).

Denn schauen wir uns mal die

Kultur der Gamer an, speziell
die der Ego-Shooterspiele.

Müssten nicht wesentlich mehr
junge Erwachsene Amoklaufen,
wenn wirklich die Ego-Shooter
daran schuld wären? Auch hier
mal ein kurzer Abriss aus mei-
nem Leben, als ich in der Real-
schule war, waren wir eine
Gruppe aus 4-5 Leuten, die den
lieben langen Tag damit zuge-
bracht haben, Counter Strike zu
spielen. Bis jetzt ist noch keiner
von uns Amok gelaufen.

Ich bin der Auffassung, dass ein
Ego-Shooter in einem gestör-
ten Geist etwas auslösen kann,
das dann wiederum zu einem
Amoklauf führt.

Auch dass jemand, der in ei-
nem schlechten sozialem Um-
feld oder überhaupt keines hat,
sich quasi isoliert hat, eher da-
zu neigt, einen Amoklauf zu
begehen als jemand, der gut in
sein Umfeld eingebunden ist.
Die Eltern spielen hierbei eine
wichtige Rolle. Meine Eltern ha-
ben sich die Spiele die ich ge-
spielt habe, immer vorher an-
geschaut und haben dann ent-
schieden, ob ich schon alt
genug bin, um dieses Spiel zu
spielen. Man kann seine Kin-
dern nicht einfach vor den
Computer setzen und sagen,
die machen das schon.

-mac

„Es geht hier nur um
Symbolpolitik“
Kommentar von einem Gamer

Zu unserem Titelbild Nicht
wenige werden sich gefragt
haben: was stellt das Cover dar.
Was man da sieht, nennt sich
Kil ler-Schach. Einige werden jetzt
sagen, Schach ist doch ein
friedliches und harmloses Spiel,
bei dem es darum geht, einen
Gegner durch geschickte Züge
matt zu setzen. Dabei wird
übersehen, dass Schach in
seinen Ursprüngen ein
Kriegsspiel ist. Mit den Figuren
der beiden Kriegsparteien
erledigt man den Gegner. Eiskalt
werden dabei die Figuren
geopfert, al les mit dem Ziel, den
König zu stürzen. Das alles
kommt in einer verharmlosenden
Verpackung daher. Als Brettspiel.
Diese blumige Analogie wurde
bewusst gewählt, um zu zeigen,
wie sehr Vorurteile die Debatte
um Actionspiele beherrschen.
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So kurz vor der Rente (nächsten
Juli wird er 65) dreht Ziercke
nochmal richtig auf gegen Terror
und Internet-Kinderporno.

Mit der Wucht seines Amtes
greift der Bundeskriminalamt-
Chef in die politische Diskussion
ein. Zugriff auf privat gespei-
cherte, vertrauliche Telefonge-
spräch- und Webklick-Daten, dies
forderte Jörg Ziercke im Juni die-
sen Jahres.

Aufhänger ist erneut die an-
geblich schwere Straftat „doku-
mentierter Kindesmissbrauch
anhand von im Internet veröf-
fentlichten Bildern“ sowie eine
Bedrohung terroristischer Art.
Tja, wir werden immer bedroht,
unter anderem von den monströ-
sen Stasi-Träumen aus der BKA-
Ecke. Ein besonders dicker Sarg-
nagel für die schleichende Ab-
schaffung der deutschen Bür-
gerrrechte: der Staats-, Bundes-
oder BKA-Trojaner.

On the road
to nowhere

Während Ziercke landein, land-
auf gegen Kipo wettert, leistete
sein Bundeskriminalamt fleißig
Amtshilfe und IT-Consulting für
das eine oder andere Landeskri-
minalamt. Die Hackervereini-
gung CCC entdeckte die staatli-
che Schnüffelsoftware mit verbo-
tenen Funktionen. Der Staats-
trojaner mußte auf zahlreichen
Bürger-PCs fachgerecht platziert
werden. Mal bei einer Zollkon-
trolle am Flughafen, mal bei ei-
nem heimlichen Einbruch in eine
Wohnung. Natürlich werden da-
bei die Grundrechte der Betrof-
fenen eiskalt ignoriert. Die ge-
heime Staatspolizei ist wieder
da! Wie bei den Hausdurchsu-
chungen ist der Finger schnell
am Abzug. Trojanisiert wurde et-
wa ein kleiner Drogendealer. Mit
dem elektronischen Spitzel wird
der Heimcomputer zur vielfältig

einsetzbaren Audio- und Video-
Überwachungsmaschine. Intime
Gedankengänge werden aus-
spioniert, denn der Trojaner
kann alle paar Sekunden ein
Bildschirmfoto anfertigen und es
zurück nach Hause, zum Beispiel
direkt auf Jörg Zierckes Office-
PC, übersenden.

Warum der Fast-Rentner im
BKA-Präsidentenamt mit seinen
überkommenen Ansichten ei-
gentlich immer so medienprä-
sent ist, gehört ebenfalls hinter-
fragt. Auch von Georg Ehrmann,
Geschäftsführer des als demago-
gisch verschriehenen Vereins

Deutsche Kinderhilfe e.V. ließ
sich Ziercke zur offiziellen Kin-
dergewaltstatistik-Präsentation
2010 einladen. Über die Ma-
chenschaften dieser Kinderhel-
fer berichtete Kompass 2011 .2
(PDF unter kompass.im)

Maulkorb frei

Dem Leiter einer nachgeordne-
ten Behörde steht es meiner
Meinung nach nicht zu, in Medi-
en und bei zweifelhaften PR-Ter-
minen gegen verfassungsge-
richtliche Grundsatzentschei-
dungen zu polemisieren. Da ist
mehr Zurückhaltung und auch

Zurückweisung seitens der Poli-
tik gefragt.

Doch wenn selbst ein Doktor
der Rechtswissenschaften wie
Hans-Peter Uhl sich im Bundes-
tag hinstellt und unwiderspro-
chen gegen die CCC- und PIRA-
TEN-Aufklärung zur staatlichen
Überwachung wettert, weiß der
Beamten-Apparat und sein Boß:
Wir haben freie Fahrt.

Leider bleibt nur wenig Hoff-
nung auf ein Machtwort von
Bundesregierung oder der soge-
nannten Bürgerrechtspartei FDP.
Selbst die liberale Justizministe-
rin kann nur wenig ausrichten in
dieser Partei, die um ihr Überle-
ben kämpft. Da hilft nur weg-
wählen, am besten durch die Pi-
ratenstimme bei kommenden
Wahlen. Nur so kommen Men-
schen ans Ruder, die Ziercke mit
mehr grundrechtsschonendem
Handeln beauftragen, oder di-
rekt in den wohlverdienten Ru-
hestand schicken können.

CC-0 Stefan Mül ler

Der Talkshow-Kommissar
Serie: Die Anderen Jörg Ziercke ist Chef vom Bundeskriminalamt. Muss er deshalb in
jedes Mikro reden und für mehr Überwachung werben, während er uns trojanisiert?

Grafik: CC-0 Stefan Mül ler

gehört zum Reich von Innenmi-
nister Hans-Peter Friedrich. Von
Wiesbaden, Berlin und dem
häßlich-verbauten Meckenheim
nahe Bonn wirken die BKAler
bei der bundesweiten Verbre-
chensbekämpfung mit. Sie sind
kein deutsches FBI, eher ein

Think Tank, können also nicht
einfach vor Ort die Ermittlun-
gen an sich ziehen. Dies und
ein gewisses Elitedenken führt
zu Verdruß und Wunsch nach
spektakulären eigenen Aufga-
ben: wie etwa der Bekämpfung
der dunklen Seite des Internet.

Das Bundeskriminalamt

Jörg Ziercke: langjährig oberster BKA-Beamter und Stichwortgeber für Innenpolitiker wie
„Deutschland wird von Sicherheitsbeamten regiert“-Hans-Peter-Uhl (CSU)

KIPO

VDS

INDECT

STOPPSCHILD
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T ransparenz ist im politischen Zusam-
menhang ein häufig gebrauchter aber

wenig klarer Begriff. Die Anforderungen an
Transparenz sind sehr unterschiedlich. Sie
ist wichtig bei Entscheidungsfindung, Ver-
tragsabschlüssen und allgemeiner politi-
scher Berichterstattung.

Transparenz soll integraler Bestandteil
sein von Wirtschafts-, Gesundheits-, und
Rechtspolitik. Diese Anforderungen belegen
die Mehrdimensionalität von Transparenz.
Sie ist einerseits gekennzeichnet durch
Merkmale investigativen Journalismus, ande-
rerseits Teil eines politischen Konzepts, wel-
ches die Bereitstellung aller für ein Vorha-
ben oder Gesetz relevanten Informationen
sowie deren Analyse und Erörterung bein-
haltet.

Um diesen unterschiedlichen Anforderun-
gen zu entsprechen wird hier Transparenz,
in Anlehnung an Transparency International
folgendermaßen definiert:

Gleiche Zugangsmöglichkeiten zu politi-

schen Entscheidungsträgern sowie die Be-

reitstellung, gleichen und freien Zugangs zu

den entscheidungsrelevanten Informationen.

Wesentliche Elemente eines solchen
Transparenzanspruchs sind Vertrauen und
Zeit. Vertrauen darauf, dass tatsächlich alle

relevanten Informationen zur Verfügung ge-
stellt werden, und Zeit für Bürger und ande-
re Beteiligte (Politiker, Verwaltungs-, Pla-
nungsfachleute, Investoren) Analysen, Erör-
terungen und Einwände zu berücksichtigen.

Transparenz ist kein Wert an sich, keine
konstante Größe, sondern ein Erfahrungs-
wert. Sie ist eine Variable, besonders abhän-
gig von Vertrauen in z.B. politische und wirt-
schaftliche Prozesse, sowie deren Vertreter.
Transparenz bedeutet nicht automatisch Ge-
rechtigkeit, sie macht häufig Komplexität
erst sichtbar.

Information, Kommunikation, Wissen und
der kompetente Umgang damit bilden die
Grundlage unserer Gesellschaft. Es bedarf
vieler Informationen, um ein Vorhaben zu
begutachten und einordnen zu können. Hier-
zu gehört den Wert von Informationen zu be-
urteilen, das Wissen, wie man im Zeitalter
permanenter Datenvernetzung sich diese In-
formationen verschafft, sie schützt, interpre-
tiert, aber auch das Bewusstsein, dass sie
missbraucht werden können.

Transparente Politik garantiert dann Sta-
bilität, wenn sie als Ergebnis von Lernpro-
zessen Veränderungen durchlaufen hat und
grundsätzlich offen ist, sich neuen Entwick-
lungen anzupassen. Ein so angewendeter
Transparenzanspruch als Teil eines politi-

schen Konzepts ist keine Beschränkung von
Politik, sondern eine notwendige Ergänzung
und erhöht die Funktionsfähigkeit von Poli-
tik.

Verwaltungshandeln soll für die Bürger
durchschaubar und leicht verständlich sein.
Informationen aus der Verwaltung sollen
frühstmöglich, uneingeschränkt, maschinen-
lesbar und niedrigschwellig zur Verfügung
gestellt werden. Das schließt eine Veröffent-
lichung im Internet ein.

Verträge und Gutachten einer Gebietskör-
perschaft (Bezirk, Stadt, ...) müssen komplett
und kostenlos öffentlich zugänglich sein. Der
Ausschluss der Öffentlichkeit von Sitzungen
oder Ausschüssen ist auf ein absolutes Mini-
mum zu beschränken. Geheime Sitzungen
sollen in jedem Einzelfall öffentlich begrün-
det und beschlossen werden. Protokolle öf-
fentlicher Sitzungen und von Ausschüssen
sollen sofort und vollständig online verfüg-
bar gemacht werden. Änderungen am Proto-
koll sind transparent darzustellen und zu be-
gründen. Alle Sitzungen sind live zu übertra-
gen und gleichzeitig aufzuzeichnen. Diese
Aufzeichnungen unterliegen wie die Proto-
kolle der Informationsfreiheit und sind
dementsprechend zu veröffentlichen.

Der Text wurde gemäß CC-Lizenz übernom-
men (Quelle: piraten. in/ppbcb).

Transparenz – ein Erklärungsversuch

„„TTrraannssppaarreennzz““

CC-BY-SA Dr. Angel ika Brinkmann
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D er Bundestag gab vor einiger Zeit zu
den neuen Transparenzregeln der Ne-

beneinkünfte von Abgeordneten eine Presse-
mitteilung heraus, die einige Wellen schlug.
Auch im neuen System sollten die einzelnen
Nebeneinkünfte der Abgeordneten durch
Stufen „verschleiert“ werden. Die Stufen
sollten allerdings verändert werden. Eine
Veröffentlichung fände nach dem Vorschlag
nur noch bei mehr als 10.000 Euro pro Auf-
traggeber statt. Was sich in der Pressemittei-
lung des Bundestages wie ein Fortschritt las,
empfand der Verein Lobbycontrol als Schlag
ins Gesicht. Sie starteten eine Protestaktion
– die Kritik hatte Erfolg, der Vorschlag wird
noch einmal überarbeitet.

Mir persönlich wird aller Voraussicht nach
auch der neue Vorschlag nicht weit genug
gehen. Ich bin der Meinung, dass jeder, der
sich in ein Vollzeitabgeordnetenmandat wäh-
len lässt, jeden Euro den er durch anderwei-
tige Tätigkeiten verdient, veröffentlichen
sollte. Ich denke einfach, dass jeder Wähler
das Recht besitzt, zu wissen wovon sein Ab-
geordneter noch abhängt. Ob diese Tätigkei-
ten integer und zu der politischen Einstel-
lung und Persönlichkeit des Abgeordneten
passt und ob der Abgeordnete (m)eine Stim-
me verdient hat, ist dann die eigene Ent-
scheidung. Hierzu müssen die Nebenver-
dienste der Abgeordneten einsehbar sein
und zwar in Art, Höhe und Herkunft. Anders
ist ein objektives Beurteilen kaum möglich.

Im Deutschen gibt es ein Sprichwort, das
die Gefahr der Nebenverdienste sehr schön
aufzeigt: Wes Brot ich ess, des Lied ich sing.
Natürlich ist das nur eine Gefahr und ich
glaube sogar, dass sich der Großteil der Ab-
geordneten von ihren Nebentätigkeiten nur
bedingt beeinflussen lässt. Das trifft aller-
dings auch auf fast alle Angestellten zu. In
fast jedem Arbeitsvertrag finden sich Klau-
seln, die Arbeitnehmer zur Anzeige genau
dieser Daten einer Nebentätigkeit verpflich-
ten.

Für mich ist der Arbeitgeber eines Abge-
ordneten das Volk, das er vertreten soll. Es
wäre also nur konsequent, wenn er diesem
über seine Nebentätigkeiten offen, ehrlich
und knallhart Bericht erstattet. Dieser kann
dann überlegen, ob er den Vertrag mit dem
Abgeordneten dann für eine weitere Legisla-
tur verlängert oder nicht. Da es unsere Ge-
sellschaft nicht weiter bringt, wenn man im-
mer nur über „die da oben“ mosert, hatte ich
mich entschieden zu diesem Thema eine E-
Petition einzureichen:

Der Deutsche Bundestag möge beschließen,

dass ab der nächsten Legislaturperiode Ab-

geordnete ihre Nebeneinkünfte ab dem ers-

ten Euro zur Veröffentlichung beim Bundes-

tagspräsidenten anzeigen müssen.

Dass ich die Neuregelung erst für die neue
Legislaturperiode fordere, hat gute Gründe.
Ich finde es moralisch nur schwer vertretbar,
wenn man einem Abgeordneten, der bereits
im Bundestag sitzt, neue Regeln aufdiktiert.
Wenn dem Abgeordneten diese Regeln nicht
gefallen, so kann er sicherlich den Bundes-
tag verlassen. Die meisten Abgeordneten
fühlen sich aber ihren Wählern verpflichtet.
So manchem Abgeordneten könnte dadurch
eine schwere Entscheidung aufgedrückt
werden. Kurz könnte man auch sagen, dass
es nicht fair sein kann, mitten im Spiel die
Spielregeln zu ändern.

Mir ist nämlich durchaus bewusst, dass
das Veröffentlichen aller Nebenverdienste ab
dem ersten Euro einen Einschnitt ins Leben
mancher Abgeordneten bringen würde.

Wenn man diesen aber erst zur nächsten
Legislatur beschließt, dann kann sich jeder
überlegen, ob er sich als Kandidat für den
nächsten Bundestag aufstellen lässt. Er muss
vor seiner Kandidatur mit seinem Gewissen
ausmachen, ob er für die Rechte und den be-
sonderen Status, den er von den Wählern zu-
geteilt bekommt auch die damit verbunde-

nen Pflichten annehmen möchte.

Bevor mir jetzt vorgeworfen wird, ich gön-
ne unseren Abgeordneten nichts, kann ich
sagen, dem ist nicht so. Ich persönlich hätte
kein Problem damit, wenn der Bundestag
dafür das Salär der Abgeordneten erhöht.
Für die Verantwortung, die unsere Abgeord-
neten tragen und die von ihnen gewünschten
Qualifikationen, verdienen sie viel zu wenig.

Meiner Ansicht nach ist meine Forderung
auch vom Grundgesetz gedeckt, denn selbst
das Verfassungsgericht sieht die Parlamen-
tarier in einer besonderen Pflicht.

Mit der Freiheit des Mandats (Art. 38 Abs.
1 GG) sind nicht nur Rechte, sondern auch
Pflichten verbunden, deren Reichweite
durch das Gebot, die Repräsentations- und
Funktionsfähigkeit des Parlaments zu wah-
ren, bestimmt und begrenzt wird. Zu den
Pflichten eines Abgeordneten gehört es, dass
er in einer Weise und einem Umfang an den
parlamentarischen Aufgaben teilnimmt, die
deren Erfüllung gewährleistet. Dabei ver-
langt die parlamentarische Demokratie einer
höchst komplizierten Wirtschafts- und Indus-
triegesellschaft vom Abgeordneten mehr als
nur eine ehrenamtliche Nebentätigkeit.

Vielmehr fordert sie den ganzen Men-
schen, der allenfalls unter günstigen Um-
ständen neben seiner Abgeordnetentätigkeit
noch versuchen kann, seinem Beruf nachzu-
gehen. Nur der Umstand, dass die Abgeord-
neten bei pflichtgemäßer Wahrnehmung ih-
res Mandats auch zeitlich in einem Umfang
in Anspruch genommen sind, der es in der
Regel unmöglich macht, daneben den Le-
bensunterhalt anderweitig zu bestreiten,
rechtfertigt den Anspruch, dass ihnen ein
voller Lebensunterhalt aus Steuermitteln,
die die Bürger aufbringen, finanziert wird.

Der Text wurde entsprechend der CC-Lizenz
übernommen (Quelle: piraten. in/transp).

Nebenverdienste der Abgeordneten
veröffentlichen – ab dem ersten Euro

Kernthema Parlamente mit Milchglasscheiben
wollen wir nicht mehr. Gefragt ist ein offener
Politikstil. Transparenz bindet den Bürger ein.
Doch wann ist das zuviel?

B
le

n
d

e
r-

G
ra

fi
k

C
C

-0
S

tM



102011.3

Die Diskussion über das Demo-
kratiedefizit in der Europäischen
Union ist quasi so alt wie die In-
stitution selbst samt ihrer Vor-
gänger.

Eine Umfrage für die Frank-
furter Allgemeine Zeitung An-
fang dieses Jahres ergab, dass
sich der Anteil der Deutschen,
die sehr großes oder großes Ver-
trauen in die EU haben, inner-
halb der letzten zehn Jahre glatt
halbiert hat (von 49 Prozent auf
25 Prozent). Dagegen ist der An-
teil der Skeptiker mit wenig oder
keinem Vertrauen von 40 auf 67
Prozent angestiegen. Sogar die
europäische Idee scheint mittler-
weile gefährdet, wenn statt 62
nur noch 41 Prozent der Befrag-
ten in Europa die gemeinsame
Zukunft sehen.

Damit rückt eine wichtige Vor-
aussetzung für ein europäisches
Gemeinwesen, nämlich eine ge-
meinsame europäische Identität,
in weite Ferne. Ein „Wir-Gefühl“
ist in Europa aktuell kaum mehr
spürbar. Dies scheint ein denk-
bar ungünstiger Ausgangspunkt
zu sein, um eine neue Debatte
über Europa anzustoßen. Oder
doch nicht?

Verwässerte
Verantwortlichkeit
und Lobbyismus .. .

Die Komplexität der EU-Regel-
werke und der Kompetenzwirr-
warr zwischen Mitgliedstaaten
und der EU, aber auch innerhalb
der EU, wirken von außen nicht
gerade einladend. Das Bemühen
um einstimmige Entscheidungen
erschwert das Erkennen von po-
litischen Lagern, an denen der
EU-Wähler sich orientieren könn-
te. Ein politischer Diskurs über

die Themen Europas findet so
gut wie nicht statt. Es herrscht
Verantwortungsdiffusion. Die Po-
litik macht sich dies auch teil-
weise zunutze, indem sie Erfolge
national verbucht, bei Fehlent-
wicklungen hingegen auch
schon mal gerne pauschal auf
Brüssel verweist.

Diese politischen Spielchen
machen es dem Bürger jedoch
so gut wie unmöglich, politische
Entscheidungen eindeutig einer
bestimmten Verantwortungsebe-
ne oder einem bestimmten EU-
Organ oder gar Personen zuzu-
ordnen. Für ihn bleibt die EU ein
Mysterium. Aufgrund dieser po-
litischen Blackbox erscheint ihm
auch eine Partizipation am politi-
schen Prozess von Anfang an
sinnlos. In Deutschland verbietet
das Grundgesetz genau wegen
dieser Problematik grundsätzlich
eine gemeinsame Aufgaben-
wahrnehmung von Bund und
Ländern und setzt auf eine strik-
te Trennung der Verantwortlich-
keit.

Verschärft wird diese Proble-
matik dadurch, dass zwei der
drei politischen Organe der EU
intransparent arbeiten: Sowohl
der Rat als auch die Kommission

tagen hinter verschlossenen Tü-
ren. Von unterschiedlichen
Standpunkten und alternativen
Lösungskonzepten erfährt der
Bürger und somit der Wähler
nichts. Dazu passt schließlich
noch der Eindruck beim Publi-
kum, dass die Brüsseler Büro-
kratie von wirtschaftsnahen Lob-
byisten beherrscht wird, was
dem Ansehen der EU-Politik ins-
gesamt einen zusätzlichen Anse-
hensverlust beschert hat. Diese
Gesamtproblematik spiegelt sich
wider in der absolut vernichten-
den Wahlbeteiligung zum Euro-
pa-Parlament, die mittlerweile
weit unter 50 Prozent liegt.

… statt einer
gemeinsamen
Legimationsbasis

Es ist absehbar, dass sich die ge-
genwärtige Krise noch ausweitet
und eventuell in eine konstitutio-
nelle Krise übergeht. Denn die
Legitimationsbasis wird unwei-
gerlich weiter bröckeln. Ein poli-
tisches Gemeinwesen wie die su-
pranationale EU hat nur relativ
wenige Möglichkeiten, sich zu
legitimieren. Eine eigene euro-

päische Identität ist – wenn
überhaupt – nur unzureichend in
der Bevölkerung vorhanden. Bis-
lang stiften die Nationen nur für
ihre Gemeinwesen Identität.
Daran wird sich so schnell auch
nichts ändern lassen, da es hier
um lang tradierte Anschauungen
geht.

Ein das politische Empfinden der
EU-Bürger ansprechender Ver-
fassungspatriotismus – unabhän-
gig von Nationalitäten – konnte
sich auch (noch) nicht entwi-
ckeln, denn die EU ist als supra-
nationale Institution ein Projekt
der Staaten und eben keines der
Bürger.

Wofür wird die EU
gebraucht?

Da der EU also zurzeit die übli-
chen Legitimationsquellen eines
politischen Gebildes fehlen,
bleibt ihr nur, sich gegenüber
dem Bürger über die Möglich-
keit der Beteiligung, der Trans-
parenz bzw. Sinnhaftigkeit ihrer
Prozesse und über die Ergebnis-
se ihrer Politik zu legitimieren.
In der Vergangenheit stützte sich
die EU vor allem auf die von ihr
produzierten Ergebnisse, wäh-
rend sie die beiden anderen
Punkte sträflich vernachlässigte.

So galt die EU als Modell der
Friedenssicherung und auch als
Wachstumsmotor für die Wirt-
schaft. Der daraus resultierende
Wohlstand wurde auf der Haben-
Seite der EU verbucht. Aller-
dings ist die Friedenserhaltung
bereits ins allgemeine Bewusst-
sein aufgenommen und wird von
der Bevölkerung als selbstver-
ständlich hingenommen, so dass
hieraus keine besondere Legiti-

CC BY-SA Nico Kern

Demokratiedefizit in Europa
EU Legitimation in der Krise oder Legitimation durch die Krise? Das Demokratiedefizit in
der EU und Handlungsoptionen für die Piratenparteien

Eine halbe Milliarde Men-
schen in 27 Staaten bilden in
der EU einen Staatenbund. Die
EU hat eigene Souveränitäts-
rechte: sie kann EU-weite Ge-
setze auf den Weg bringen, die
letzten Endes jeden EU-Bürger
betreffen. Nur ihre eigenen Ge-

schäftsgrundlagen darf die EU
nicht selbst umschreiben. Dazu
bedarf es der Zustimmung je-
des einzelnen Mitgliedsstaates.
Die Mitbestimmungsmöglich-
keiten sind komplex und wenig
transparent. So können Lobby-
isten an Einfluß gewinnen.

Die europäische Union
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mation mehr abgeleitet werden
kann. Und das zweite wichtige
Standbein, der wirtschaftliche
Wohlstand, erfährt in der aktuel-
len Krise einen deutlichen
Knacks. Gerade jetzt wäre es al-
so wichtig, insgesamt eine Legi-
timationsbasis für das Gebilde zu
schaffen, die unabhängig von be-
stimmten politischen Ergebnis-
sen funktioniert. Die Stabilität ei-
nes Gemeinwesens zeichnet sich
nämlich gerade dadurch aus,
dass man es aus übergeordneten
Gründen auch dann anerkennt,
wenn die politischen Ergebnisse
nicht den persönlichen Vorstel-
lungen entsprechen.

Legitimation kann unter den
jetzigen Rahmenbedingungen
nur durch eine demokratische
Beteiligung der Bürger und eine
transparente, bürgernahe Ge-
staltung der politischen Prozesse
erfolgen.

Die bislang einzige direkte Be-
teiligungsmöglichkeit auf euro-
päischer Ebene bietet die Wahl
zum Europaparlament. Dabei hat
das Parlament weder Budget-
noch Initiativrecht. Es kann also
weder selbst den Haushalt auf-
stellen, noch kann es eigene Ge-
setzesinitiativen starten.

Auch die neu geschaffene EU-
Bürgerinitiative stellt eher eine
Petition als ein Bürger- oder
Volksbegehren nach deutschem
Muster dar, denn die Initiative ist
auch im Erfolgsfall nicht ver-
bindlich. Die Kommission ist le-
diglich aufgerufen, sich mit dem
Vorschlag der Bürgerinitiative zu
befassen. Allerdings kann so zu-
mindest politischer Druck auf die
Kommission ausgeübt werden.

Institutionelle
Reform als
Dauerthema

Es besteht also auch nach dem
Vertrag von Lissabon ein erhebli-
cher institutioneller Reformbe-
darf.

Vorschläge zur Auflösung des
Reformstaus kursieren seit Jah-
ren in der politischen Debatte.
Sie differieren nach Umfang und

Zielrichtung der Reformbestre-
bungen. Als europäische Leitbil-
der kommen eine Föderation, ein
Europa der Nationen oder ein
Europa der Regionen in Frage,
wobei die Übergänge fließend
sind, und eine Abgrenzung teil-
weise schwierig ist. Die daraus
resultierenden Reformvorschlä-
ge reichen von einer Wahl des
Kommissions- bzw. EU-Ratsprä-
sidenten, über die Wahl der ge-
samten Kommission durch das
Parlament oder die Bürger, bis
hin zur Abschaffung der Kom-
mission inklusive Errichtung ei-
nes Zwei-Kammer-Systems, das
zusammen mit dem Rat die Ge-
setzgebung und Exekutive inner-
halb der EU übernehmen soll.

In der aktuellen Krise wurde
auch der Ruf nach einer Wirt-
schaftsregierung laut, der aller-
dings mangels einer europawei-
ten Öffentlichkeit kritisch zu be-
urteilen ist.

Diese Wirtschaftsregierung
würde ohne wirkliche demokra-
tische Kontrolle oder Legitimati-
on agieren können. Dies ist mit
dem herkömmlichen Demokra-
tieverständnis in Europa unver-
einbar. Anstatt die vorhandenen
Defizite abzubauen, würden sie
noch weiter verschärft.

Handlungsoptionen
für europäische
Piratenparteien

Ohne sich bereits auf ein be-
stimmtes Modell für die zukünf-
tige EU festzulegen, sollte die
Zielsetzung für die Piraten in
Europa sein, sich an der Schaf-
fung einer neuen europäischen
Idee zu beteiligen, die anstehen-
den Debatten europaweit zu füh-
ren und somit dazu beizutragen,
dass eine europäische Öffent-
lichkeit entsteht. Um dies zu er-
möglichen, muss dem Transpa-
renzgedanken auch auf Euro-
paebene Geltung verschafft
werden. Die Sitzungen von Kom-
mission und Rat müssen öffent-
lich sein, damit sich eine Debatte
entzündet, die dann von den Me-
dien aufgegriffen werden kann.
Inwiefern sich dann über die
Sprachgrenzen hinweg tatsäch-

lich eine gemeinsame Öffentlich-
keit bildet, bleibt abzuwarten.
Ein kurzfristig zu realisierendes
Zwischenziel für die Piraten wä-
re die Durchführung von europa-
weiten Bürgerinitiativen. Die in-
ternational vernetzten Piraten-
parteien bieten hierfür eine
ausgezeichnete Infrastruktur.
Mittels solcher Initiativen kann
dann auch der Forderung nach
mehr demokratischem Einfluss
in der EU Nachdruck verliehen
werden.

Die jetzige Krise dürfte die
weitaus schwerste in der Ge-
schichte der EU sein. Es er-
scheint nicht ausgeschlossen,
dass die EU in dieser Phase aus-
einanderbricht. Diese Krise bie-
tet jedoch auch eine Chance.

Da das neo-liberal geprägte
Wirtschaftsgefüge der EU einer
Belastungsprobe ausgesetzt ist,
wäre es an der Zeit, einen Iden-
titätsanker für ein neues Europa
zu schaffen. So wie der Sturm
auf die Bastille zum Gründungs-

mythos der französischen Repu-
blik gehört, so könnte die Wider-
standsbewegung in Europa ge-
gen den Kasinokapitalismus den
Kitt für ein geeintes Europa bil-
den. Falls sich Europa nach
überstandener Krise dann als
Schicksalsgemeinschaft verste-
hen sollte, die sich auf gemein-
same Werte wie eine neue Form
des sozialen Zusammenhalts be-
sinnt, dann könnte auch endlich
der Schritt zu einer wirklichen
Verfassung gewagt werden, die
von allen europäischen Nationen
akzeptiert wird. Bis dahin ist es
aber noch ein steiniger Weg.
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ÖPNV für die
Nutzer kostenlos?

I mmer wieder wird darüber
gesprochen, nur wenige

Kommunen oder Kreise können
sich mit so einem Konzept an-
freunden. Weniger Autos, dafür
Busse? Und das zum Nulltarif?
Zumindest wäre es ein innovati-
ver Weg für Deutschland, die
CO2-Emissionen im individuel-
len Verkehr massiv zu reduzie-
ren. Es wäre ein „Rezept“ für le-
bendige Innenstädte. Denn für
die Metallkarossen schneiden
sich die breiten Straßen in den
Großstädten wie Messerschnitte
ins Fleisch – sie beschneiden die
Freiheit der Menschen und ver-
drecken die Innenstädte. Aber
auch auf dem Lande sind Stra-
ßen mit Individualverkehr ein
großes Problem für Mensch und
Natur.

Reduziert man den Öffentli-
chen Personen-Nahverkehr
(kurz ÖPNV) allein auf die Kos-
ten, so muss man auch dies für
individuellen Verkehr. Was kos-
tet uns der Verkehr mit Autos,
SUV? Wie groß sind die jährli-
chen Aufwände für die Stra-
ßensanierung? Wie hoch ist die

Platzverschwendung durch
Parkflächen und was kostet die
Bereitstellung von Parkplätzen?
Wie viel Mittel stecken die Kom-
munen und Kreise in den Unter-
halt von Signalanlagen? Wieviel
volkswirtschaftlichen Schaden
richtet der Individualverkehr
durch Unfälle an?

Kfz-Kosten

Heute verursachen die Fahrzeu-
ge erhebliche Kosten. Die Kom-
munen, die Kreise, die Länder
und der Staat haben einen er-
heblichen Kostenanteil am Indi-
vidualverkehr. Wie wäre es,
würde man alle diese Kosten zu-
sammentragen und direkt mit
den Kosten des ÖPNV verglei-
chen? Leider gibt es derzeit kei-
ne ausreichende Kostentranspa-
renz, um diesen Vergleich quali-
fiziert zu führen.

Mit Bus und Bahn wäre noch
immer ein Netz aus Straßen und
Schienen vorhanden. Doch wäre
dies nicht so stark belastet, als
wenn ungehemmt Fahrzeuge in-
dividuell „rumgurken“.

Es gibt viele Initiativen, die
sich in dieser Richtung seit Jah-
ren einsetzen, so wie die „Tran-

sition Town Bielefeld“. Oder es
gibt Kommunen, die haben den
Schritt gewagt und das mit
großem Erfolg: die belgische
Stadt Hasselt ist ein Vorzeige-
modell.

Es lohnt sich der Besuch von
Hasselt, bei dem man intensiv
das Konzept erleben und sich
mit den Hintergründen eines vi-
sionären Verkehrskonzeptes
auseinandersetzen kann. Has-
selt probiert seit 1997 aus, was
passiert, wenn Autos weitestge-
hend aus der Innenstadt ver-
bannt werden und dafür viele
kostenlose Busse fahren. Es
wurden Busspuren und Grün-
streifen eingerichtet und somit
die Feinstaub-Belastung erheb-
lich gesenkt. Die Zahl der Fahr-
gäste im öffentlichen Personen-
nahverkehr ist um über das
Dutzendfache gestiegen. Has-
selt will das Konzept weiter aus-
bauen. Das zeigt, dass es keine
Illusion ist.

Der Klimawandel zwingt uns
alle über kurz oder lang, neue
Wege wie Hasselt zu gehen! Es
wäre zu hoffen, dass das belgi-
sche Verkehrskonzept auch in
Deutschland Schule macht.
CC-BY-NC-ND Andreas Rohrmann

Freie Fahrt nach nebenan
Nahverkehr fahrscheinlos mit Bus und S-Bahn unterwegs: damit gewannen die Berlin-
Piraten große Zustimmung. Heute verursachen Kfz erhebliche Schäden. Freie Fahrt könn-
te sich rechnen. Wie läßt sich diese Idee in die Praxis umsetzen, und was wird es kosten?

„Kostenloser“
ÖPNV: ein
Rechenbeispiel

Die Piraten in Hameln (Nie-
dersachsen) haben sich
ebenso mit Hasselt und dem
fahrscheinlosen ÖPNV aus-
einandergesetzt und das Mo-
dell auf ihre Kreishauptstadt
übertragen.

I n der Hamelner Tagespresse
stand, dass laut Geschäfts-

führer Carsten Busse etwa 7 bis
8 Millionen Euro im Landkreis
durch den Fahrkartenverkauf
eingenommen werden. Dort
stand auch, dass wir das Ganze
über Steuern finanzieren woll-
ten, was nicht zu hundert Pro-
zent richtig ist, aber belassen wir
es erstmal dabei.

Es stehen also der Einfachheit
halber 7,5 Millionen Euro im
Raum. Wir haben im Landkreis
Hameln-Pyrmont ca. 125.000
Wahlberechtigte. Wollten wir das
also über eine Abgabe finanzie-
ren, müsste jeder Wahlberech-
tigte 60 Euro pro Jahr oder 5
Euro pro Monat aufwenden.

Nun ist nicht jeder Wahlbe-
rechtigte auch erwerbstätig, ge-
hen wir also nur mal von denen
aus, die derzeit einer Beschäfti-
gung nachgehen. Das sind im
Landkreis etwa 70.000 Men-
schen. Teilen wir die 7,5 Millio-
nen auf diese Personen auf, so
fällt auf jeden eine Abgabenlast
von 8,93 Euro im Monat.

Für knapp neun Euro im Mo-
nat könnten also alle Menschen,
ob jung, ob alt, Schüler, Rentner,
Manager oder Angestellter ein-
fach so in jeden Bus einsteigen.
Keine Monatskarten mehr, kein
Anstehen am Buseingang, ein-
fach so. Das klingt doch erstmal
gar nicht so schlecht. Aber es

Grafik CC-BY-SA Thomas Latzke
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Piraten und Energiepolitik?
Wie passt das zusammen? Der
Einwand, wir seien eine „Ein-
themenpartei“ greift schon
längst nicht mehr. Wer es sich
noch mit diesem Klischee be-
quem macht, sollte auf Überra-
schungen gefasst sein. Zu den
großen politischen Themen,
darunter auch die Energiepoli-
tik, haben wir längst Stellung
bezogen. Wobei wir nicht zu je-
der Detailfrage gleich eine grif-
fige Antwort liefern.

Das muss auch gar nicht sein;
wichtiger ist, dass wir unsere
gemeinsamen Grundsätze und
Leitlinien, die mittlerweile ei-
ner breiten Öffentlichkeit be-
kannt sind, tatsächlich glaub-
würdig und konsequent auf alle
relevanten Politikbereiche an-
wenden.

Und entlang dieser Leitlinien
ist auch die energiepolitische
Ausrichtung der Piratenpartei
zu verstehen, die immer mehr
an Kontur gewinnt und wäh-
rend des Bundesparteitag
2011 .2 am 3. und 4. Dezember
in Offenbach verabschiedet
werden soll.

Es liegt auf der Hand, dass un-
sere Forderung nach Netzneu-
tralität bei den Energienetzen
nicht weniger gut passt als auf
das Internet. In der Energie-
wirtschaft stellen die großen
Versorger-Multis wie E.ON die-
sen Grundsatz infrage, im
WWW übernehmen Google &
Co. diese zweifelhafte Rolle.

Wir Piraten sehen es als unsere
Aufgabe, in Sachen Elektrizität,
Wärmeversorgung und Mobili-
tät mit der Umwelt und ihren

begrenzten Ressourcen genau-
so vernünftig und verantwor-
tungsvoll umzugehen wie mit
Daten. Unter diesen Prämissen
führt an der Umstellung der
Energiewirtschaft auf (re-)ge-
nerative Energiequellen, ge-
paart mit Energieeinsparmaß-
nahmen und einem Ausstieg
aus der Elektrizitätserzeugung
mit Atomkraftwerken, kein Weg
vorbei. Es ist eine Tatsache,
dass fossile Brennstoffe zur
Neige gehen und Atomkraft un-
zumutbare Gefahren birgt. Da-
zu stehen die „Energiepiraten“
nicht erst seit Fukushima, son-
dern seit sie sich Ende 2009
zusammengefunden haben.

Lokal und
regional

Neben Umweltverträglichkeit
und Nachhaltigkeit ist auch die
Versorgungssicherheit aller
Bürger ein wesentlicher
Aspekt. Wie jede Infrastruktur
muss nach unserer Überzeu-
gung auch die Energie-Infra-
struktur diskriminierungsfrei
durch Transparenz und Bür-
gernähe geprägt sein. Wir favo-
risieren daher nicht Großpro-
jekte durch Großkonzerne, son-
dern kleinteilige, eng vernetzte
lokale und regionale Struktu-
ren, die sozial und marktwirt-
schaftlich geprägt sind.

Natürlich sind alle Interessier-
ten herzlich eingeladen, bei der
AG Energiepolitik mitzuma-
chen. Schaut doch mal rein:

http://piraten.in/agenergie

Dort findet ihr auch unser Posi-
tionspapier zur Energiepolitik.

Arbeitsgemeinschaft für
Energiepolitik meldet sich mit
Programmantrag

wird noch besser! Wir haben al-
lein in Hameln ca. 12.000 soge-
nannte Einpendler, also Beschäf-
tigte, die in Hameln arbeiten,
aber nicht hier wohnen. Nehmen
wir mal ganz zurückhaltend an,
dass nur ein Viertel davon jeden
Tag mit dem Auto anreist und
dann auf ein Park&Ride-System
für 1 Euro pro Tag umsteigt, das
selbstverständlich auch von Ta-
gestouristen genutzt werden
könnte.

8 Euro pro Monat
Nahverkehrsabgabe

Dadurch ließen sich etwa
800.000 Euro zusätzlich einneh-
men, was zu einer verbleibenden
monatlichen Abgabenlast von
7,98 Euro führen würde, wohlge-
merkt, nur von den Erwerbstäti-
gen, bei allen Wahlberechtigten
sind wir jetzt nur noch bei 4,47
Euro im Monat. Und es gibt wei-
tere Finanzierungsmöglichkei-
ten. So sind die Parkplatzgebüh-
ren in Hameln im Vergleich zu
anderen Städten extrem niedrig,
derzeit 80 Cent für die erste
Stunde. Das ist für Autofahrer
natürlich sehr angenehm, aber
wir wollen ja Autofahrer zu Bus-
fahrgästen machen.

Vergleichbare Städte haben
Einnahmen aus Parkgebühren
von ca. 800.000 Euro pro Jahr
bei einer ähnlichen Tarifstruktur.
Erhöhen wir also die Einnahmen
aus Parkgebühren, was immer-
hin nur noch diejenigen trifft, die
nun trotz allem immer noch
nicht mit dem Bus fahren wollen,
um 50 Prozent, also um 400.000
Euro. Dann sind wir bei einer
Abgabenlast von 7,50 Euro pro
Monat für jeden Erwerbstätigen.
Bei allen Wahlberechtigten sind
wir bei 4,20 Euro.

Angesichts der Tatsache, dass
erwerbstätige Eltern für ihre
Kinder bereits jetzt Busfahrkar-
ten kaufen und sowohl Rentner
als auch andere Nichterwerbstä-
tige auch jetzt schon einen Teil
ihres verfügbaren Einkommens
für den ÖPNV ausgeben, weil sie
sich gar kein Auto leisten kön-
nen, ist davon auszugehen, dass
sich die durchschnittliche Abga-
benlast dann irgendwo zwischen

fünf und sechs Euro einpegeln
wird.

Weitere Aspekte: Die großen
Arbeitgeber in Hameln wenden
derzeit viel Mühe und somit fi-
nanzielle Mittel auf, um ihren
Mitarbeitern Parkplätze zur Ver-
fügung zu stellen. Diese Unter-
nehmen könnten sich an der Fi-
nanzierung des ÖPNV beteili-
gen. Hasselt hat seine
Fahrgastzahlen vervielfacht. Mit
höheren Fahrgastzahlen ließen
sich aber auch höhere Einnah-
men durch Werbung in und an
Bussen erzielen.

Auf der anderen Seite würden
Kosten entfallen, die ausschließ-
lich durch den Fahrscheinver-
kauf entstehen:

- Herstellungskosten der Ein-
zeltickets/Monatskarten

- Komplette Vertriebsstruktur
- Verwaltungskosten für Abos
- Aufstellung und Energiekos-

ten für Ticketautomaten
- Kosten für die Kontrolle der

Tickets
- Provisionen für Wiederver-

käufer

Und wir haben bisher nur über
Geld gesprochen. Nicht berück-
sichtigt wurde bisher

- der Aspekt der verbesserten
Lebensqualität

- Belebung des Einzelhandels
- die Verringerung von Unfällen
- die neuen Möglichkeiten zur

Fahrspurverkleinerung, um
Radwege zu schaffen (z.B. auf
der Deisterallee)

- die reduzierten Instandhal-
tungskosten für Straßen

- der Wegfall des Verkehrs, der
nur für die Parkplatzsuche
anfällt

- die bessere CO2-Bilanz
- die Verringerung von Fein-

staubemission

Einige der aufgeführten Zah-
len basieren auf Vergleichswer-
ten aus anderen Städten, da de-
taillierte Informationen nur äu-
ßerst sparsam veröffentlicht
werden.

Der Text wurde entsprechend der
CC-Lizenz übernommen (Quelle:
piraten. in/oepnv) Piratenpartei
Hameln CC-BY-NC-SA

Foto PD

CC-BY-SA Hartmut Ernst
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Aufstieg ist, wenn sich die
Zugehörigkeit zu einer sozialen
Schicht, Einkommensgruppe
oder Qualifikationsstufe nach
oben verändert. Das Gegenteil
ist sozialer Abstieg. Oder Verhar-
ren auf dem gleichen Niveau.
Deutschland ist sozial unbeweg-
lich:
In keinem anderen Land,
schreibt Sozialwissenschaftler
Reinhard Pollak, blieben die
Menschen so stark in der Positi-
on hängen, die schon ihre Eltern
hatten. Insbesondere die jüngere
Generation schafft den sozialen
Aufstieg nicht mehr auf breiter
Basis.

Bildung Das Rennen um gute
Bildungsabschlüsse beginnt be-
reits in der ersten Klasse. In
Deutschland sind gutbezahlte
Erwerbsquellen stark an formale
Abschlüsse gebunden. Wer nicht
das gewünschte Papier hat, muss
sehen wo er bleibt. So wird das
Studium als Königsweg gesehen.
Für Kinder aus Akademikerfami-
lien ist ein Studium selbstver-
ständlicher Teil der Biografie.
Anders ist das bei Kindern aus
nicht akademischen Elternhäu-
sern – für die bedeutet ein Studi-
um ein Risiko, und es muss ab-
sehbar sein, dass sich ein Ab-
schluss auszahlt.

Chancen Über 20 Jahre nach
dem letzten großen Umbruch,
der Wiedervereinigung BRD und
DDR, ist die bundesrepublikani-
sche Gesellschaft erstarrt. Auch
wenn jetzt viele Menschen in
den Ruhestand gehen und Fach-
kräftemangel droht.

Demokratie Aus finanzieller
Notlage und Zukunftsängsten
heraus kann keine Freiheit für
politisches Handeln erwachsen.
Druck und Zwang führt bei den
Betroffenen zu einer Radikalisie-
rung der politischen Forderun-
gen. Dies gefährdet die Demo-
kratie in unserer Gesellschaft.

Engagement Von unbezahl-
ter Freiwilligenarbeit, dem viel-
beschworenen bürgerschaftli-
chen Engagement, lebt eine Ge-
meinschaft. Das sind soziale
Dienste wie der Besuch von
kranken oder alten Menschen,
Jugendarbeit, Trainer oder
Schiedsrichter im örtlichen Ver-
ein, Kultur- und Theaterprojekte.

Freiheit schützt man nicht,
indem man sie abschafft. Die Pi-
raten setzen sich für starke
Grundrechte ein. Sie wollen die
Bürgerrechte gegenüber dem sie
bedrohenden Staat verteidigen.
Maßstab ist das originale Grund-
gesetz, wie es 1949 ausgearbei-
tet wurde. Änderungen an den
Grundrechten (Artikel 1 bis 19)
lehnen sie kategorisch ab, da die
Vergangenheit gezeigt hat, dass
diese immer nur zu einem Abbau
von Bürgerrechten führen.

Grundeinkommen Ein
Mensch kann nur in Würde le-
ben, wenn für seine Grundbe-
dürfnisse wie etwa Wohnen, Es-
sen und Gesundheit gesorgt und
gesellschaftliche Teilhabe mög-
lich ist. In unserer Geldwirt-
schaft braucht es dazu ein Ein-
kommen. Gefragt sind Lösun-
gen, die eine sichere Existenz
und gesellschaftliche Teilhabe
individuell und bedingungslos
garantieren und dabei auch wirt-
schaftliche Freiheit ermöglichen.

Hartz IV kam ab 2005. Punkt
1): Die Anrechnung / Berech-
nung von Leistungen zu Siche-
rung der Grundversorgung sind
diskriminierend. Ferner ebenso
die Sanktionen. 95 bis 98 Pro-
zent aller Bezieher von ALG 2
sind ehrlich. Leider wird nur auf
den Rest geschaut und jeder
Empfänger von Leistungen für
kriminell gehalten. Dieser Zu-
stand ist nicht hinnehmbar. Auf-
grund dessen müssen Sanktio-
nen ein Ende haben.
Punkt 2): Auf dem Weg zum

BGE (bedingungslosem Grund-
einkommen) sind noch viele Hür-
den zu nehmen. Eine sollte die
Anhebung auf einen menschen-
würdigen Hartz-IV Satz sein.

Internet Unter dem Deck-
mantel, vor Kinderpornografie
zu schützen, gibt es sowohl mit
der Censilia-Direktive in der EU
als auch dem Zugangserschwe-
rungsgesetz in Deutschland noch
immer politische Bestrebungen,
Mechanismen zu etablieren, die
die Internetübertragung auch
hier systematisch einschränken
können. Der Unterschied einer
solchen Infrastruktur zu den in
Diktaturen eingesetzten Netzfil-
tern ist eine reine Konfigurati-
onsfrage. Frankreich, das in die-
sem Jahr bereits eine ähnliche
Sperrregelung einführte, steht
nun im ROG-Bericht erstmals
unter Beobachtung und ist somit
im Verdacht, ein Feind des freien
netzbasierten Gedankenaustau-
sches zu werden. Die Piraten
hoffen, dass weder Deutschland
noch die gesamte EU diesen
Weg einschlagen werden.

Jugendarmut Fast jeder
zehnte Jugendliche in Deutsch-
land bezieht Hartz IV um zu
überleben. Im Sommer 2008 wa-
ren dies fast eine Million Jugend-
liche und junge Erwachsene zwi-
schen 15 und 24 Jahren.

Korruption Die sanfte Vor-
teilsnahme und Bestechung
kommt durch die Hintertür. Sie
ist typisch für Rechtsstaaten wie
Deutschland. Man kann sie als
Entlastungskorruption kenn-
zeichnen. Sie wird von den un-
mittelbar Beteiligten wie ein
Tausch als vorteilhaft empfun-
den. Allerdings handelt es sich
um einen Tausch zu Lasten Drit-
ter. Entlastungskorruption ist im-
mer mit einem Vertrauensbruch
verbunden: Hier wird eine Dele-
gationsbeziehung missbraucht,
um ein illegales Einkommen zu

generieren.

Lehrmittelfreiheit
Der Erwerb von neuen Schulbü-
chern kann mehrere hundert
Euro pro Jahr kosten. Es wäre
auch hier Zeit für neue Ansätze.
Mit Hilfe von Onlinemedien und
Schüler-Tablets können stets ak-
tuelle Lehrmittel genutzt wer-
den. Es wird immer weniger not-
wendig, die Dienste von teuren
Schulbuchverlagen in Anspruch
zu nehmen. Diese wachen eifer-
süchtig über ihren Content (per
Schultrojaner), den nur zu oft
Lehrer nebenberuflich gegen
Honorar erstellen. Der Staat
zahlt also doppelt.
Es ist besser, wenn gute Lehr-
mittelautoren aus der Lehrer-
schaft diese Werke im Rahmen
ihrer Tätigkeit erstellen, und li-
zenzkostenfrei für jedermann zur
Verfügung stellen. Ein positives
Beispiel sind die Mathevideos
der Kahn Academy, die weltweit
über Youtube zur Weiterbildung
bereitstehen.

Marktwirtschaft, soziale
ist ein dritter Weg zwischen gna-
denlos/zügelloser Wirtschafts-
Freiheit und zentralistischer
Staats-Planung. Jeder trägt Ver-
antwortung für sich und für an-
dere. Doch wenn die eigene
Kraft nicht reicht, springt der
Sozialstaat ein und stellt Hilfs-
leistungen bereit.

Nachhaltigkeit ist eigent-
lich ein Fachbegriff der Forstwir-
te. Bäume brauchen über 100
Jahre, bis sie reif zum Fällen
sind. Da ist generationenüber-
greifende Voraussicht nötig. Die
soziale Nachhaltigkeit versteht
die Entwicklung der Gesellschaft
als einen Weg, der Partizipation
für alle Mitglieder einer Gemein-
schaft ermöglicht. Dies umfasst
einen Ausgleich sozialer Kräfte
mit dem Ziel, eine auf Dauer zu-
kunftsfähige, lebenswerte Ge-
sellschaft zu erreichen.

Sozialliberal
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Open Government ist ein
Synonym für die Öffnung von Re-
gierung und Verwaltung gegen-
über der Bevölkerung und der
Wirtschaft. Dies kann zu mehr
Transparenz, zu mehr Teilhabe,
zu einer intensiveren Zusam-
menarbeit, zu mehr Innovation
und zu einer Stärkung gemein-
schaftlicher Belange beitragen.
Im angelsächsischen Sprach-
raum hat sich für diese Entwick-
lung, die besonders von den Web
2.0-Technologien geprägt wird,
die Bezeichnung „Open Govern-
ment“ durchgesetzt.

Pflege Die Bevölkerung wird
immer älter. Altersbedingte
Krankheiten nehmen zu. Gleich-
zeitig der Wunsch, nicht ins
Heim zu gehen. Ein Ansatz wä-
ren neue Formen des gemein-
schaftlichen Zusammenlebens.
Zum Beispiel in einer Senioren-
Wohngemeinschaft, oder als Er-
weiterung des Familien-Konzep-
tes. Hierfür müssten Rahmenbe-
dingungen geschaffen und För-
dermodelle entwickelt werden.
Jeder Mensch muss sich frei für
den selbstgewählten Lebensent-
wurf und die von ihm gewünsch-
te Form gleichberechtigten Zu-
sammenlebens entscheiden kön-
nen. Das Zusammenleben von
Menschen darf nicht auf der
Vorteilnahme oder Ausbeutung
Einzelner gründen.

Quelloffen nicht nur Softwa-
re, auch andere Produkte müs-
sen transparenter werden, in-

dem der Bauplan für jedermann
offen liegt. Das schafft Vertrauen
durch Transparenz.

Rente siehe Pflege, Grundein-
kommen

Sozialliberal Freiheit darf
keine Frage des Geldbeutels
sein. Was ist Freiheit? Ein Raum,
in dem ich mein Leben und mei-
ne Umwelt gestalten kann. Ana-
tole France schrieb einst sarkas-
tisch, die Gleichheit vor dem Ge-
setz verbiete es Armen wie
Reichen, unter Brücken zu
schlafen.
Den Zynismus, den er hier sieht,
ist offenkundig: Ein Reicher hat
andere Möglichkeiten, sein Le-
ben zu gestalten, als jemand, der
in Armut lebt, jede Chance
wahrnehmen muss, und die Welt
nicht nach seinen Vorstellungen
mitgestalten kann. Dem Reichen
fällt es leicht, diesem Gesetz zu
folgen.
Wem aber die Brücke das letzte
verbliebene Dach im Leben ist,
der hat keine Wahl. Wer jeden
Job annehmen muss, wer sich
von Behörden gängeln lassen
muss, ist nicht frei. Man nimmt
es heute oft leichtfertig hin, dass
es zwei Klassen im Gesundheits-
system gibt, dass man einen teu-
ren Anwalt braucht, um sich
rechtlich besser durchzusetzen,
dass man viel Geld auf der ho-
hen Kante braucht, um frei zu
sein von fast allen Zwängen, die
unsere Gesellschaft uns sonst
auferlegt. Wahre Freiheit aber

muss die Freiheit jedes Men-
schen sein, sonst ist der Begriff
wertlos. Daher sehen sich die Pi-
raten als sozialliberal, und versu-
chen, den unterschiedlichen
Freiheitsniveaus, die sich in un-
serer Gesellschaft aus unter-
schiedlichem Wohlstand erge-
ben, mit einer ausgewogenen
Sozialpolitik zu begegnen.

Transparenz Heute muss
allzuvieles in Politik und Behör-
den nichtöffentlich bleiben.
Warum? Die Abkehr vom Prinzip
der Geheimhaltung, dafür ein
Prinzip der Öffentlichkeit bringt
frischen Wind in diesen Staat.
Der mündige Bürger soll alle In-
formationen erhalten. Das ergibt
eine moderne, freiheitliche und
demokratische Wissensgesell-
schaft. Siehe auch Seite 8.

Umwelt Man muß so handeln,
dass auch in Zukunft die Lebens-
grundlagen vorhanden sind. Vor-
aussetzung ist ein verantwor-
tungsvoller Umgang mit den na-
türlichen Ressourcen. Mehr
nachhaltig genutzte regenerative
sowie generative Energiequellen
sind daher nötig. Organisiert
wird das in einer transparenten
dezentralisierten Erzeugerstruk-
tur. Siehe dazu Seite 13.

Vetternwirtschaft Wenn
bei Ausschreibungen immer die
gleichen Leute zum Zuge kom-
men, liegt der Verdacht nahe,
dass etwas nicht mit rechten
Dingen abgewickelt wird. Siehe

Korruption.

Wandel Der Wandel zur digi-
talen Gesellschaft stellt einen
enormen Entwicklungssprung
dar. Sie wirkt sich massiv auf un-
ser soziales Leben, politische
Prozesse und unser wirtschaftli-
ches Handeln aus. Freie Kom-
munikation wirkt wie ein Kataly-
sator für die Weiterentwicklung
der Gesellschaft und legt mit den
neuen digitalen Technologien
bisher ungeahnte Potenziale frei.
Der freie Informationsfluss
schafft mündige Bürger, die in
der Lage sind ihre Freiheit wir-
kungsvoll gegen totalitäre Ten-
denzen zu verteidigen. Die freie
Vernetzung ermöglicht es, Ange-
bot und Nachfrage aller Art ein-
fach zusammenzubringen. Die
Möglichkeiten der digitalen
Kommunikation sind aus der mo-
dernen Gesellschaft nicht mehr
wegzudenken und müssen auch
durch staatliches Handeln si-
chergestellt und sogar gefördert
werden.

Xenophobie Fremdenfeind-
lichkeit können wir uns nicht
leisten. Jeder Mensch ist wichtig.

Y-Chromosom Ob mit oder
ohne sollte keine Rolle spielen.

Zoomfaktor Das große Gan-
ze ist in der Politik verloren ge-
gangen. Atemlos hetzen Politiker
durch Talkshows, die Medien
bringen ein Sensationsthema
nach dem anderen.

Soziales Der Überblick zu Sozialpolitik,
Meinungen, Interessen und Lösungen

CC BY-SA Stefan Mül ler et al .

von A bis Zliberal
Foto CC-BY Tobias M. Eckrich
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Einkommensteuer

A ufgrund unserer zunehmen-
den Popularität durchstreift

die Medien- und Politikland-
schaft immer wieder ein vergif-
tetes Gerücht, getrieben von der
Angst vor dem Unbekannten: Die
Piraten haben keine Antwort auf
die wirklich brennenden sozialen
Probleme unserer Zeit, keine
Thesen zur Umverteilung,
schlicht: beschäftigen sich nur
mit ihrem Computer. Das soll
vermutlich die eigenen Leute be-
sänftigen und die potentiellen Pi-
ratenwähler verunsichern.

Die Realität ist natürlich eine
andere. Wie in so vielen Berei-
chen, in denen den Piraten Untä-
tigkeit nachgesagt wird, gibt es
innerhalb der Piraten diverse
Gruppen, die sich mit dieser Pro-
blematik intensiv auseinander-
setzen. Als Beispiel seien hier die
Sozialpiraten genannt, die sich
einer genauen Ausarbeitung des
Absatzes „Recht auf sichere
Existenz und gesellschaftliche
Teilhabe“ unseres Grundsatzpro-

gramms. Spätestens hier sollten
die ersten, welche den Gerüch-
ten vertraut und sie geglaubt ha-
ben, stutzig werden: Ja, wir ha-
ben hier bereits eine klar Aussa-
ge mit breiter Mehrheit der
Partei getroffen, welche frene-
tisch 2010 in Chemnitz gefeiert
wurde. Wer diesen Absatz ge-
nauer liest, stellt fest, das wir
hier bereits anerkennen, dass
Vollbeschäftigung ein Wunsch-
denken und für uns nicht erstre-
benswert ist.

Damit brechen wir mit einem
Dogma, welches alle im Bundes-
tag vertretenen Parteien predi-
gen und leben. Wir wollen die
Menschen befreien aus einer
Denkweise, die sie unter perma-
nenten Erfolgsdruck setzt, wol-
len Arbeit und Existenz vonein-
ander trennen und den schöpfe-
rischen, kreativen und sozialen
Aspekten der Arbeit einen neuen
Freiraum, ja, eine neue Anerken-
nung schaffen. Und das machen
wir uns wahrlich nicht einfach,

indem wir wie andere flach sa-
gen, dass doch bitte einfach
Reichtum besteuert oder gefäl-
ligst ein Mindestlohn eingeführt
werden soll. Es gibt zur Zeit
mehrere Bestrebungen. So set-
zen wir beispielsweise auf eine
ungeahnte gesellschaftliche
Breite, in der eine Enquete-Kom-
mission die Einführung eines
neuen, emanzipatorisch wirken-
den Sozialsystems durch eine
Volksabstimmung erarbeiten
soll. Eine andere Bestrebung ist
der Wegfall von Zwängen und
Möglichkeiten dazu im bestehen-
den System. Die Linie wird klar:
Wir wollen Freiheit und Mitbe-
stimmung, und das nicht nur im
Internet, wie es uns so gern un-
terstellt wird. Und dies nicht mit
Klein-Klein und Pflästerchen, wie
es uns die aktuelle Politik, ge-
trieben durch Medien, Umfragen
und Opposition, vormacht, son-
dern „den großen Wurf“. Nur
wer Neues wagt kann dem Rum-
gepfusche am Alten entgehen.

D ie Gruppe der Sozialpiraten
arbeitet derzeit an einem

Konzept der negativen Einkom-
menssteuer mit Sockelfreibe-
trag. Hierzu haben wir uns aus-
führlich mit den derzeitigen Aus-
gaben im Sozialsystem be-
schäftigt, gerechnet und uns
verschiedene Modelle ange-
schaut. Viele Detailfragen, die
sich auf eine Finanzierung nie-
derschlagen, sind noch zu klä-
ren. Wie darf man sich das vor-
stellen mit so einer negativen
Einkommenssteuer? Zunächst
einmal sollte man wissen, das
unser Steuersystem derzeit 7
verschiedene Arten von Einkom-
men kennt, und diese alle ein
wenig anders besteuert werden.
Da wir bekanntermaßen das
komplizierteste Steuersystem
der Welt haben und die Piraten-
partei gern gordische Knoten für

die Bürger durchschlagen möch-
te, bauen wir darauf, dass ein
einfaches, neues Steuersystem
einfach notwendig ist. Anfang
diesen Jahres hat der ehemalige
Richter am Bundesverfassungs-
gericht und derzeitige Direktor
des Instituts für Finanz- und
Steuerrecht an der Universität
Heidelberg Paul Kirchhof den
Entwurf eines Bundessteuerge-
setzbuches vorgelegt, welches
ein recht einfaches Einkom-
menssteuerrecht beinhaltet. Auf
lediglich 7 Seiten wird hier alles
klar geregelt, was bislang
schlüpfrig und auf hunderten
von Seiten steht. Klarheit er-
leichtert dem Bürger, einen
Überblick zu behalten und für
sich selbst zu bewerten, ob ein
System gerecht oder ungerecht
ist. Wir haben diesen Entwurf als
mögliche Ausgangsbasis für un-
seren eigenen Ansatz verstan-
den.

Die negative Einkommens-
steuer geht also im Regelfall
davon aus, das es nur noch eine
Einkommenssteuerart mit einem
einzigen Steuersatz und einen
auszubezahlenden Steuerfreibe-
trag gibt. Eine Ausnahme ist hier
das Ulmer Transfergrenzenmo-
dell, welches einen erhöhten
Steuersatz bis zu dem Punkt
vorsieht, ab welchem der Bürger
tatsächlich Steuern zahlt und
nicht mehr bekommt, und einem
niedrigeren danach – wenn er al-
so vom Empfänger zum Zahler
wird. Dieter Althaus verwendet
diese Methodik in seinem Bür-
gergeldmodell. Sieht man einmal
davon ab, ist das ganze System
recht einfach zu verstehen. Es
gibt nur zwei Kerngrößen: Der
Steuersatz und der Freibetrag.
Allein damit lässt sich ein pro-
gressiver Verlauf der realen Ver-
steuerung erzielen. Aber es gibt
noch mehr Fragen: Was ist mit

Einkommensteuer
umgedreht CC BY-SA Sven Sladek

Foto PD

Vom Finanzamt gibt es Geld:
die negative Einkommensteuer
ist ein Konzept für sichere
Existenz und gesellschaftliche
Teilhabe. Die Gruppe der
Sozialpiraten stellt das zur
Diskussion. Sie sehen die
Chance, Arbeit und Existenz
voneinander zu trennen.
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der Altersvorsorge? Wie
behandeln wir Kinder und
Jugendliche in diesem Sys-
tem? Inwieweit werden
welche Sozialversicherun-
gen damit getragen?

Wie handhaben wir den
Wunsch nach Arbeitsplät-
zen? Welcher Bemessungs-

zeitraum ist relevant? Klar
ist, das die Sozialhilfebezü-
ge hier nicht angefasst
werden dürfen.

Aber wir sind dran, ken-
nen diese Fragen, sammeln
Pro- und Kontraargumente,
Alternativen, bewerten je-
den Aspekt, den wir sehen

oder der uns aufgezeigt
wird. Zu sagen, dass wir
uns nur mit unserem Com-
puter beschäftigen ist also
mehr als nur zu kurz ge-
dacht. Wer das ernsthaft
glaubt, wird eine Überra-
schung erleben – ob positiv
oder negativ hängt von der
eigenen Färbung ab.

Die GEZ und damit der Öffentlich-Rechtli-
che Rundfunk (ÖRR) bläst zum Großangriff
auf unsere Daten.

Ursprünglich war mit der Rundfunkreform
2013 von der Politik geplant worden, die
Datensammelwut der GEZ einzuschränken.
Dies scheiterte leider in großem Umfang.
Denn es sind nicht nur nicht weniger Daten
geworden, sondern die GEZ soll jetzt sogar
ein offizielles Auskunftsrecht gegenüber
Vermietern erhalten. Dies ist jedenfalls so
in § 9 des 15. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag enthalten. So kann die GEZ noch
mehr Daten sammeln, ohne Kontrolle durch
eine unabhängige Stelle.

Einmal mehr erscheint die GEZ wie eine
Datenkrake ohne unabhängige Kontrolle
durch Datenschützer. Diese Schnüffelei in
der Privatsphäre der Bürger erhöht be-
stimmt nicht die Akzeptanz für den ÖRR,
deren ausführendes Organ die GEZ schließ-
lich ist. Damit nicht genug, zahlen wir Bür-
ger mehrfach Gebühren. Denn etwa 10 Pro-
zent der Gebühren ergeben sich aus nicht-
privaten Quellen. Das heißt, die Gelder
kommen zum Beispiel von Firmen und öf-
fentlichen Stellen mit Computern (als soge-
nannte neuartige Rundfunkgeräte). Zusätz-
lich gibt es noch die Einnahmen über Wer-
bung dazu.

Sowohl Kosten für Werbung, als auch für
Büro-Computer werden natürlich an die
Verbraucher über den Preis der Produkte
weitergegeben. Rein statistisch zahlt also
jeder Gebührenzahler eine erhöhte Gebühr,
auf die sogar noch Umsatzsteuer erhoben
wird. Dazu kommt ein weiterer indirekter
Effekt. Empfänger von Sozialhilfe müssen
sich erst umständlich von der Gebühren-
pflicht befreien lassen, sie sind nicht auto-
matisch befreit. Diese Gebühren werden
natürlich so gesehen auch über die Steuern
der Bürger eingezogen.

Besonders dreist ist an dieser Stelle der
Hinweis in den GEZ-Geschäftsberichten,
dass die Gebühr gesenkt werden könnte. In
Wirklichkeit wäre dies nur eine Verlage-
rung der Gebühren auf die Steuerzahler. So
gesehen könnte man die Umstände, dass
die Befreiung nicht automatisch erfolgt, als
Subvention des ÖRR durch den Staat anse-
hen, womit eine Unabhängigkeit zumindest
in Frage gestellt ist.

Das ewige
t GEZÖRRe

CC BY-SA ulrics

Woran liegt die Krise in Griechenland?
Liegt der Grund allein in den Ineffizienzen
des griechischen Systems und an
Korruption?

Nein! Das heutige Desaster hätten die
Architekten der Währungsunion schon vor
Einführung des Euros vorhersehen
können. Dadurch, dass Griechenland seit
gut 10 Jahren über keine eigene Währung
mehr verfügt, fehlt die Möglichkeit, die in
Griechenland produzierten Güter und
Dienstleistungen über Abwertung günstig
ins Ausland zu exportieren. Die Gemein-
schaftswährung führt somit zwangsläufig
zu einer negativen Handelsbilanz, da
Griechenland mehr importiert als es
exportiert. Eine negative Handelsbilanz
erhöht den Drang zur Neuverschuldung.
Griechenland lieh sich folglich immer
mehr Geld und gab Staatsanleihen aus,
um über die nötigen Finanzen zu
verfügen. Dadurch stieg die Schuldenlast
und der Anteil des Haushalts, der für
Zinszahlungen aufgewendet werden
musste. Das Resultat ist eine Abwärts-
spirale, die gen Handlungs- und
Zahlungsunfähigkeit wirbelt.

Griechenland hatte nie eine faire Chance.
Beihilfen und Zahlungen der EU an
strukturschwache Räume waren nie
ausreichend, um eine wettbewerbsfähige
Exportnation wie Deutschland zu
gestalten. Welche Optionen bieten sich
der Politik? Ich betrachte zwei
Möglichkeiten:

1 . Griechenland wird durch einen
Schuldenschnitt saniert und erklärt seinen
Austritt aus der Währungsunion. Die
eingeführte Drachme wertet gegenüber
dem Euro ab, wodurch Güter und
Dienstleistungen aufgrund des nun
vorhandenen Wechselkursvorteils
vermehrt aus Griechenland exportiert

werden. Die gestiegenen Exporte
Griechenlands päppeln die Handelsbilanz
auf. Aufgrund der sinkenden Lohn- und
Produktionskosten haben ausländische
Firmen Anreize, in Griechenland zu
produzieren, wodurch es über mehr Güter
im inländischen Markt wählen kann und
weniger importieren muss. Problematisch
bleibt, dass nicht erlassene Schulden in
Euro bestehen bleiben. Vorraussetzung ist
also ein radikaler Schuldenschnitt. Andere
Schuldenstaaten werden diesem Beispiel
folgen, der Euro stünde vor dem Aus.

2. Die EU wird zur Transferunion, in der
EU-Staaten mit positiver Handelsbilanz
Zahlungen an EU-Staaten mit negativer
Handelsbilanz leisten. Diese Transfer-
union erhält den Euro ohne Wenn und
Aber, bedeutet aber gleichzeitig auch eine
Kompetenz- und Machtverlagerung nach
Brüssel. Das ist ein gangbarer Weg,
jedoch werden die EU-Bürger ungefragt
vor vollendete Tatsachen gestellt. Eine
solche Verlagerung der
Entscheidungsgewalt führt unweigerlich
zum nächstfolgenden Schritt: Die
Vereinigten Staaten von Europa! Ich
möchte nicht beurteilen, ob das positiv
oder negativ zu bewerten ist, jedoch sollte
eine gewichtige Entscheidung über die
Aufgabe nationaler Identität und
Kompetenzen demokratisch gewählter
Parlamente meines Erachtens direkt vom
Bürger entschieden werden.

In welche Richtung sich unsere Politiker
auch entscheiden werden, es stehen
Entscheidungen von ungeheurer
Tragweite für Europa an. Die Dynamik der
Märkte zwingt uns, kurzfristig zu
entscheiden. Eines sollten wir dabei
beachten: Die Bürger Griechenlands sind
frei und demokratischer Natur.
Wir dürfen ihnen ihre Souveränität
nicht nehmen!

Über die Transferunion zu den
Vereinigten Staaten von Europa?

Ein Leserbrief von Pirat Robert Stein (CC-BY-SA Bobby79, Twitter: @Pirat_Robert)

Bi ld CC-BY-SA Takkk / Wikimedia
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Hast du dir schon einmal vorge-
stellt, wie es ist, in der ehemali-
gen Sowjetunion zu leben? Oder
wie im nationalsozialistischen
Deutschland? So unterschiedlich
die beiden Systeme auch sein
mögen, so haben sie doch eines
gemeinsam. Sie waren Überwa-
chungsstaaten. Vielleicht magst
du nun denken: So etwas kann
nicht mehr passieren, nicht in ei-
ner Demokratie mit westlichen
Standards und vor allem nicht in
Deutschland.

„Little Brother“ zeigt das
Schreckensszenario am Beispiel
von San Francisco in den Verei-
nigten Staaten von Amerika. Die
Geschichte handelt von Teenager
Marcus Yallow. Er geht in einer
stark überwachten Schule zum
Unterricht, aus der er sich mit
seinen Freunden mit Begeiste-
rung schleicht.

Als sie sich eines Tages wäh-
rend der Schule treffen, um
einen Hinweis bei ihrem Lieb-
lingsspiel Harajuku Fun Mad-
ness aufzuspüren, wird San
Francisco Opfer eines Terroran-
griffes. Sie werden von der Hei-
matschutzbehörde DHS entführt
und als potentielle Terroristen in
Gewahrsam genommen. Nach
seiner Freilassung schwört Mar-
cus, der DHS den Krieg zu erklä-
ren. Jedoch hat sich San Francis-
co in der Zwischenzeit in eine to-
tal überwachte Stadt ver-
wandelt, in der jeder von der
Norm abweichende Bürger ein

Terrorist ist. Marcus wird beina-
he erneut verhaftet, wegen un-
gewöhnlichem Reiseverhalten.
Doch bald erinnert er sich an
seine Erfolge an der Schule: Vie-
le Fehlalarme schränken die
Macht der DHS ein. Zusammen
mit anderen gründet er das „X-
Net“ aus alten, ausrangierten
Spielkonsolen des Typus X-Box
mit „ParanoidLinux“, da sein
Laptop verwanzt wurde. Als das
DHS versucht, gegen X-Net vor-
zugehen, gründet Marcus ein
Web of Thrust, um zumindest
Teile des X-Net abzusichern. Er
trifft Angela Carvelli, mit der er
eine Beziehung eingeht und wel-
che ihm hilft. Nach einer abge-
brochenen Flucht beschließt
Marcus, die Geschichte seinen
Eltern und der Presse zu erzäh-
len.

Nach kurzer Zeit wird Marcus
verhaftet; Angela wurde bereits
zuvor inhaftiert. Die Reporterin
Barbara Stratford befreit ihn
und alle Inhaftierten. Seine Ge-
schichte wird publik, das DHS
wird entmachtet. Im Verlauf der
Geschichte wird klar, dass diese
Geschichte mehr als nur unter-
halten soll. Es wird klar, dass ex-
treme staatliche Überwachung
nicht immer in weit entlegenen
Ecken der Erde auftritt, sondern
bereits in unserer Nachbarschaft
beginnt. Staatliche Überwa-
chung findet sich auch in westli-
chen Nationen (Paradebeispiel:
London). Deutschland bildet kei-
ne Ausnahme. Seit Jahren, insbe-
sondere nach dem 11 . Septem-

ber 2001 , bemüht
sich die Bundesregierung um die
„Sicherheit“ ihrer Bürger, oft
auch unter Vernachlässigung ih-
rer Grundrechte und Freiheiten.
Nun mögen einige das Argument
anbringen, wer unschuldig sei,
habe nichts zu verbergen. Dieje-
nigen müssen sich jedoch im
Klaren sein, dass sie im Vornher-
ein verdächtigt werden. Die
staatliche Überwachung könnte
man sich wie einen Polizisten
vorstellen, der dich ständig
überwacht.

Wenn man sich dies vorstellt,
wird klar, wie gefährlich die
Überwachung sein kann. Einer-
seits wird die Individualität ein-
geschränkt, wodurch ein Ge-
meinschaftssinn mit gemeinsa-
men Misstrauen gegen den Staat
entsteht, anderseits ziehen sich
die Einzelbürger aus dem öffent-
lichen Leben zurück, um der
Überwachung zu entkommen.
Oft angeführt wird auch das Pro-
blem der „Movie-Plot-Security“,
das Fokussieren der Sicherheit
auf einzelne Bereiche des Le-
bens, wobei andere vernachläs-
sigt werden. Nimmt man etwa
wieder einmal das Beispiel Lon-
don, so kann man nach dem Ter-
roranschlag unter Zuhilfenahme
eines Busses verstärkte Sicher-
heitsmechanismen in Bussen
feststellen.

Dies schützt aber nicht vor ei-
nem Terroranschlag unter Zuhil-
fenahme von Schiffen, Flugzeu-
gen oder Fahrrädern. Es bleibt
also die Frage: „Warum gibt es
so viele Überwachungsgesetze,
wenn der Sinn und Zweck nicht
immer gegeben ist?“. Nehmen
wir den Kandidaten A aus Partei

X. Er ist Bun-
desinnenminister und wird ge-
fragt, ob er Schiffe stärker über-
wachen möchte, weil in Land Z
ein Terroranschlag mit einem
Schiff verübt werden sollte.
Stimmt er nun zu, so schützt er
die Bürger: das Schiffs-Attentat
wird unwahrscheinlicher, es gibt
Lob für A. Außerdem steigt die
Chance, dass X wiedergewählt
wird. Dabei werden die ange-
sprochenen Langzeitfolgen ver-
schwiegen. Stimmt A gegen ein
Überwachungsgesetz auf Schif-
fen, und ein Terroranschlag fin-
det statt, hagelt es negatives
Feedback – insbesondere aus der
Opposition – und die Chance auf
Wiederwahl sinkt.

Der Kampf für die eigene Frei-
heit ist nicht immer einfach.
Aber „Little Brother“ zeigt auch,
dass sich der Kampf lohnt. Denn
wie schon der US-amerikanische
Philosoph Thoreau einst sagte:
„Unter einer Regierung, die ir-
gendjemand ungerechterweise
einkerkert, ist der wahre Ort für
einen rechten Mann auch ein
Gefängnis.“ Das soll nicht be-
deuten, dass jeder aufrechte
Bürger das Gesetz brechen
muss.

Aber wer sich ungerecht be-
handelt fühlt, sollte zumindest
die in den Grundrechten veran-
kerten Rechte auf Versammlung,
Vereinigung und schlussendlich
auf Demonstration nutzen.

Cory Doctorow: Little Brother. ro-
roro Taschenbuch, 9,99 €. Auch
als Hörbuch, Epub oder im Gratis-
Download auf der Autoren-Web-
seite craphound.com

Little Brother
Buchbesprechung In einer gar nicht all zu fernen Zukunft

CC-BY-ND Jan / FarestCry

Foto CC-BY Joici I to / Wikimedia

Cory Doctorow
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Im Zeitalter von Internet
sind Daten von Privatleuten
und Firmen zu einer Wäh-
rung geworden.

I rgendwie müssen die Seiten sich finanzie-
ren. Dazu erheben diese Seiten Daten

und verwenden diese als Handelsware, wenn
man ihnen dieses erlaubt hat. Das wäre ein
Beispiel aus dem Internet. Sie nutzen gar
kein Internet und sind deswegen nicht vom
Datenhandel betroffen?

Das ist ein fataler Irrtum. Selbst jene, die
immer bar zahlen und im Internet sparsam
mit Daten oder nicht aktiv sind, wären über-
rascht, was alles bekannt ist. Die Daten sind
in der Hand von Leuten, die damit Geld ma-
chen.

Wer die staatliche Datensammelwut schon
schlimm findet, dem wird die private noch
weniger gefallen. Schließlich macht die Da-
tensammlung des Staates nur etwa 20 Pro-
zent der Daten aus. Die restlichen 80 Pro-
zent sind bei Wirtschaftsunternehmen ge-
speichert und werden dort kommerziell
verwertet. Häufig, ohne dass man davon
weiß.

Der nachfolgende Artikel zeigt die Zusam-
menhänge des Datenhandels und geeignete
Gegenmaßnahmen auf. Also viel Spaß beim
Lesen, denkt selbst und wehrt euch! Nie-
mand hat etwas zu verbergen außer der
Wahrheit, denn sonst würden Menschen
nicht lügen.

Woher kennt man mich?

Es gibt die unterschiedlichsten Quellen für
mehr oder weniger persönliche Daten. An
manchen Stellen würde man es zuerst gar
nicht vermuten, dass dort die eigenen Daten
gehandelt werden könnten. Die Auswirkun-
gen diese Datenhandels spürt so ziemlich je-
der regelmäßig.

Behörden Wer der Meinung ist, über die ei-
genen Daten hätte man die alleinige Verfü-
gungsgewalt, irrt. Das fängt schon bei Mel-
debehörden an. Bei etlichen Meldebehörden
muss explizit der Weitergabe von Daten wi-
dersprochen werden. Ansonsten dürfen die
Daten für diverse Zwecke weitergegeben
werden. Dies geschieht dann, ohne das es ei-
ne Information gibt. Die Daten werden mit
Gewinn für die Stadt verkauft.

Telefonbücher Daten werden auch den Te-
lefonbüchern entnommen. Teilweise ge-
schieht dies auch durch „Callcenter“, welche
ihre "Produkte" anbieten wollen. Dies ist na-
türlich eine illegale Methode und wird nur
von schwarzen Schafen der Branche verwen-
det. Ist die Telefonnummer nirgends angege-
ben, könnten höchstens noch Bekannte oder
der Anbieter die weitergegeben haben.

Gewinnspiele Weitere Datenquellen sind
die netten Gewinnspiele, welche überall war-
ten. Als Hauptpreis gibt es zum Beispiel ein
Auto. Meist gibt es nur den Hauptpreis. Da
sind die Chancen natürlich entsprechend
niedrig.

Das Auto wird auch nicht zum Wohle der
Menschheit verlost. Es geht natürlich um die
Daten, die man unbedingt angeben muss. Ir-
gendwo steht bei solchen Gewinnspielen
dann ein Datenschutzhinweis bzw. der
Punkt, dass erlaubt wird, die Daten weiter zu
verwenden. Häufig ist dies mit Unterschrift
zu quittieren. Diese Daten sind dann bares
Geld für die Sammler wert.

Je mehr Daten zu einer Person existieren,
desto wertvoller ist der Datenschatz. Mit der
Erlaubnis ist dies alles ganz legal. Im Netz
poppen ohne Blocker nur zu leicht irgend-
welche vermeintlichen Gewinnspiele oder
sogar Gewinne auf. Diese müssen dann aber
teuer bezahlt werden. Man wird stärker
durchleuchtet als bei einer Volkszählung.

Umfragen sind besonders ergiebige Quelle
für Daten. Insbesondere dann, wenn die Um-
frage mit einem kleinen Gewinnspiel ver-
knüpft wurde. Die Übergänge zwischen Ge-
winnspiel und Umfrage sind stellenweise
fließend. Bei solchen Aktionen nehmen viele

Menschen teil und geben bereitwillig Infor-
mationen über sich preis.

Warenproben Kostenlose Gratisgaben die-
nen eigentlich dazu, neue Kunden zu gewin-
nen. Über das Internet kann man auf diesem
Weg aber nicht nur neue Kunden gewinnen,
sondern sogar noch Informationen über sel-
bigen. Im Prinzip wird die Warenprobe mit
Daten bezahlt.

Über die Schule Es gibt besonders dreiste
Datensammler, die gehen sogar über Schu-
len und Kinder an die Eltern ran. Solche Da-
ten sind natürlich enorm begehrt. Als Ge-
genleistung für die Daten gibt es zum Bei-
spiel Büchergutscheine. Das Perfide daran
ist, dass Schülerdaten in Deutschland einen
besonderen gesetzlichen Schutz genießen.
Für einen Verlag gab es wegen so widerli-
cher Praktiken in 2011 einen Big-Brother-
Award.

Rabattkarten Auch die Betreiber von Ra-
battkartennetzwerken (Payback) betreiben
die Sammlung von Daten. Dort wird mit je-
der Sammlung von Punkten der Datenschatz
größer. Es entsteht ein äußerst umfangrei-

ches Kundenprofil.
Denn überall, wo diese
Karten eingesetzt wer-
den, werden Daten ge-
speichert. Die Werbung
nach dem nächsten

Einkauf kann dann durchaus stark personali-
siert sein. Ob sich die Rabattkarte überhaupt
lohnt ist fraglich. Meist handelt es sich um
wenige Cent Rabatt. So gibt Payback zum
Beispiel häufig nur 1 Prozent oder sogar we-
niger Rabatt. Eine Rabattkarte lohnt sich
nur, wenn Gutscheine für größere Nachlässe
dabei sind. Letztendlich werden nicht nur
Daten gesammelt, sondern auch noch die
Kunden vom Verhandeln abgehalten.

Bargeldloses Zahlen Wer die EC-Karte ein-
setzt, hinterlässt Spuren. Die wenigsten le-
sen sich an der Supermarktkasse die Daten-
schutzregeln durch. Selbst die Anträge für
eine Kreditkarte geben bezahlbare Informa-
tionen preis.

Privatsphäre
Gibt es sie überhaupt noch?
Datenschutz Gewinnmaximierung und anderer Datenhandel
bedroht unsere Privatheit CC-BY-NC-ND ulrics

Foto CC-BY Tobias M. Eckrich
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Internet-Recherchen / Soziale Netzwer-
ke Wer im Internet etwas zu einer Person
sucht, wird häufig mit der richtigen Such-
strategie schnell fündig. Die Datensammler
beherrschen die Suchtechnik und verfeinern
sie ständig. So werden von Homepages die
Emailadressen ausgespäht. Viele weitere In-
formationen finden sich auf Homepages.
Dieses Sammeln übernehmen vielfach soge-
nannte Web-Crawler. Diese Programme, wel-
che wie kleine Roboter das Internet durchsu-
chen, extrahieren gezielt bestimmte Infor-
mationen. Zum Beispiel nach dem
@-Zeichen. Daran erkennt das Programm
Emailadressen und speichert diese.

Bei Privatpersonen können Informationen,
welche im Internet veröffentlicht wurden,
von jedermann frei genutzt werden. Aus ei-
ner Internetseite lassen sich viele Informa-
tionen für einen schönen Datensatz extrahie-
ren. Teilweise wird gezielt recherchiert, um
vorhandene Datensätze in ihrem Wert zu
steigern. Hat man zum Beispiel die Adress-
daten, lassen sich diese Daten leicht mit
Google Streetview abgleichen, um zu sehen,
in was für einer Immobilie ein Mensch lebt.
Auch können offizielle demografische Daten
mit einfließen, welche das Wohnumfeld ana-
lysieren. Besonders hinterhältig ist das Aus-
spähen von sozialen Netzwerken zur Daten-
gewinnung. Dabei melden sich Datensamm-
ler an und lesen die zugänglichen Daten mit
der richtigen Software einfach aus.

Versandhandel / Onlinehandel Hier ist
der Datenhandel nicht ausgeschlossen. Es
empfiehlt sich ein Blick in die Allgemeinen
Geschäftsbedingungen (AGB). Ich rate, diese
immer gründlich durchzulesen. Das erspart
unangenehme Überraschungen. Zumindest
den Abschnitt über den Datenschutz muss
man beachten. Ansonsten darf man sich
über Werbepost oder schlimmeres nicht
wundern. Sämtliche Firmendatenbanken,
deren Betreibern man den Handel erlaubt
hat, sind bares Geld wert. Zum Versandhan-
del zählen auch Abonnements. Die Verlage
dürften nicht schlecht mit den Daten ihrer

Abonnementen verdienen. Wer bei einem
nicht näher spezifizierten Online-Auktions-
haus handelt, gibt teilweise auch gegenüber
Privatpersonen/Onlinehändlern seine Konto-
nummer an. Auch in diesen Fällen ist nicht
gesichert, was mit den Daten geschieht.

Illegale Wege Der Datendiebstahl kommt
häufiger vor, als der Verbraucher mitbe-
kommt. Konzerne hängen so etwas natürlich
nicht gerne an die große Glocke. Dort kön-
nen dann so Daten wie Kontonummer, Tele-
fonnummer und was sonst alles angegeben
wurde, in die falschen Hände gelangen. Das
ist für den Verbraucher besonders schlimm.
Wenn man es nicht erfährt, kann man sich
natürlich nicht dagegen wehren und ist dann
überrascht, wenn plötzlich jemand vom Kon-
to ohne Grund abbucht. Zu den illegalen Da-
tensammelmethoden gehört auf jeden Fall
auch Phishing, bei dem trickreich Passwör-
ter abgefragt werden. Zum Beispiel mit einer
nachgemachten Anmelde-Webseite der Bank.
Es kann auch vorkommen, dass von legal
agierenden Unternehmen Datensätze unter
der Hand weiterverkauft werden. Wer kann
dies auch kontrollieren. Anfällig können da
zum Beispiel Callcenter sein. Dort sind meist
Kontodaten vorhanden und dazu sind die
Mitarbeiter meist leider nicht sonderlich gut
bezahlt. Solche Konstellationen erhöhen die
Anfälligkeit für eine Weitergabe unter der
Hand.

Freunde, Bekannte und Feinde Es ist lei-
der so, dass auch Freunde und Bekannte Da-
ten ins Netz stellen. Ungefragt stellen sie Fo-
tos ins Netz und geben auch noch Namen
an. So können peinliche Fotos ins Netz ge-
langen ohne dass der Betreffende es über-
haupt mitbekommt. Durch Feinde werden
gezielt richtige oder falsche Informationen
verbreitet, um zu schaden. Die Gegenwehr
gestaltet sich natürlich entsprechend
schwierig. Auch solche Daten können in die
Hände von Datenhändler gelangen.

Kontoauszüge In der Bank achtlos wegge-
worfene Kontoauszüge können als Quelle für
Datenhändler dienen. Name und Kontonum-
mer hat der Datendieb schon einmal. Eben-
falls enthalten sind Kontostand, Kreditinsti-
tut und je nach Auszug weitere Informatio-
nen. Zum Beispiel von und zu wem
Überweisungen gingen.

Cookies Neben Facebook gibt es noch diver-
se Datenhändler, welche mit Cookies das
Surfverhalten nachvollziehen können. Dazu
lesen sie vorhandene Cookies über Websei-
ten mit Hilfe des hinter einem Banner ste-
henden Codes aus. Dadurch kann jemand
mit Bannern auf vielen Seiten genau erfas-
sen, wo jemand war. Meldet sich diese Per-
son nun auf der Hauptseite an, hat diese
einen Namen zu den aufgesuchten Seiten.

Damit lassen sich Rückschlüsse auf die In-
teressen ziehen und im simpelsten Fall Wer-
bung auf der Hauptseite schalten. Allerdings
kann die Information natürlich auch verkauft
werden. Es gibt Möglichkeiten, den Surfer
über den Browser zu identifizieren. Nahezu
jeder Browser hat charakteristische Eigen-
schaften, welche wie ein Fingerabdruck
(Browserprint abgeleitet von Fingerprint)
sind. Darüber kann eine Seite den Surfer
identifizieren und verfolgen. Man braucht
nicht paranoid zu sein um verfolgt zu wer-
den. Auch wenn man es nicht möchte, kön-
nen Cookies oder der Browserprint zum ech-
ten Namen führen.

Datenpannen Regierungen lassen Daten-
träger in Zügen liegen. Große Konzerne ha-
ben ihre Netze nicht ausreichend abgesi-
chert und lagern dazu noch alle Daten an ei-
nem Ort gesammelt. Die Skandale sind
zahlreich und trotzdem scheint sich nichts zu
ändern. Wem kann man da seine Daten noch
anvertrauen?

Telefonisch Callcenter wollen nicht unbe-
dingt immer nur etwas verkaufen. Teilweise
wollen sie auch einfach nur Daten. Sie geben
vor, eine Umfrage durchzuführen oder geben
vor, die Daten zu überprüfen. Manche wer-
den dadurch überrumpelt und geben so be-
reitwillig Auskunft.

Scoring Mit einem Rechenmodell werden
Prognosen über Zahlungsverhalten eines
Menschen aus statistischen Daten abgelei-
tet. So wollen Banken und Telefonanbieter
zum Beispiel das Einverständnis für den Zu-
gang zu den Schuafadaten einer Person.
Schufa dürfte in Deutschland wohl die be-
kannteste Scoring-Agentur sein. Dort sind
besonders sensible Daten zum Zahlungsver-
halten und bestehenden Verträgen gespei-
chert.

Handy Bei einigen bekannten Handymarken
werden im Gerät Standortdaten gespeichert.
Die Ermittlung der Standortdaten könnte lo-
kaler Werbung dienen. Es gibt auch spezielle
Apps, mit denen man jedem mitteilen kann,
wo man gerade ist. Den Einbrecher freut
dies natürlich. Besonders, wenn noch die
Adresse mit dabei ist.

Wer kennt mich?

Es gibt viel mehr Informationen über einen,
als man selber weiß. Insbesondere bei emsi-
gen Datensammlern und Händlern. Was dort
an Daten lagert, wissen die Betroffenen nur
in seltensten Fällen. Ein legaler Datengroß-
händler ist die Schober Information Group
aus Ditzingen bei Stuttgart, welcher legal
Daten für Werbeaktionen handelt. Der Han-
del umfasst dabei Ankauf, Vermietungen und
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Verkauf. Auch die Bertelsmann-Tochter AZ
Direct handelt mit Daten. Sogar die Post und
Telekom sollen am Datenhandel mitverdie-
nen. In die Kategorie Datenhändler kann
man auch Facebook einordnen, für den der
Handel mit Daten bzw. die personalisierte
Werbung eine wichtige Einnahmequelle dar-
stellt. Ein wesentlich bekannterer Daten-
händler ist die Schufa. Die dortigen Daten
werden mit Einverständnis des Betroffenen
erhoben und verwertet. Meist durch Unter-
schrift in Verträgen bei Banken oder Tele-
kommunikationsfirmen.

Natürlich erwerben Callcenter legal große
Datensätze. Insbesondere Telefonnummern
aber natürlich auch Name sind in diesem
Fall interessant. Nicht legal ist dagegen der
Erwerb von Kontonummern. Bei zwielichti-
gen Callcentern oder einzelnen Mitarbeitern
wird dann auch schon mal die Kontonummer
ohne Erlaubnis verwendet. Dort wird dann
behauptet, man hätte zugestimmt, selbst
wenn es nicht der Fall ist.

Desweiteren gibt es kriminelle Organisa-
tionen, die mit Daten handeln. Es sind be-
sonders Kontonummern interessant. Das Ziel
ist, Konten zu erleichtern. Als spezielle Form
des Datenklaus und -handels kann Phishing
gewertet werden. Dort werden am Automa-
ten aber auch Online Kontozugangsdaten
entwendet.

Was ist über mich bekannt?

Alle Daten über eine Person können auch be-
kannt sein. Das hängt davon ab wie freigie-
big jemand mit seinen Informationen ist. Das
fängt bei Name und Adresse an, geht über
Telefon- und Kontonummer und endet bei
den intimsten Vorlieben. Wer mit Suchma-
schinen geübt ist, kann vieles über eine Per-
son ermitteln. Mit einem Namen fängt man

an und schon bald zeigt sich Emailadresse,
Benutzerkonten und im schlimmsten Fall so-
gar die Passwörter. Da kann unter Umstän-
den das ganze Leben einer Person offenge-
legt werden. Einige der Daten sind legal zu
handeln und bekommen. Andere Daten dür-
fen nicht gehandelt werden. Auch Betrüger,
Einbrecher oder andere Kriminelle können
Datensätze ganz legal erwerben. Legale Da-
ten können natürlich recht einfach mit den
Informationen von Google Streetview ver-
bunden werden, wenn sie es illegalerweise
nicht schon sind. So lässt sich leicht feststel-
len wie jemand wohnt.

Nach dem Bundesdatenschutzgesetz dür-
fen Name, Adresse, Beruf und Geburtsjahr
plus ein zusätzliches Kriterium frei gehan-
delt werden. Solange man nicht ausdrücklich
widersprochen hat. Mit Religion, Krankenak-
te oder politischer Einstellung darf ohne ex-
plizite Zustimmung nicht gehandelt werden.
Es ist also im eigenem Interesse. vorher zu
überlegen was man preisgeben möchte über
sich und auch wem man dies mitteilt. An-
sonsten wird nicht mit dem guten Namen
bezahlt, sondern mit Namen, Adresse und
vielen weiteren Informationen.

Wie kann ich mich wehren?

Dies finde ich die wichtigste Frage von allen.
Hilflos ist man keinesfalls gegen diesen digi-
talen Menschenhandel.

0.   Die regierenden Politiker dazu aufzufor-
dern, sich für Datenschutz einzusetzen, dass
diese nicht wieder einknicken wie bereits
2009 geschehen, als der Datenschutz end-
lich zugunsten der Verbraucher geändert
werden sollte.

1 .   An erster Stelle der direkten Gegenmaß-
nahmen steht die Datensparsamkeit und da-

mit die Prävention. Nicht alles muss jeder
wissen, selbst wenn in Formularen Platz für
solche Angaben ist. Niemals mehr Daten als
notwendig angeben. Bei Zwangstelefonnum-
merformularen (Kontaktformulare im Inter-
net, welche auf eine Telefonnummer beste-
hen) ruhig etwas fiktives angeben. Ein An-
spruch auf Angabe der Telefonnummer hat
niemand. Vertrauen, dass die Daten nicht ir-
gendwie verarbeitet werden, ist verschwen-
detes Vertrauen. Man kann nur schwer ver-
hindern, dass Daten bekannt werden, da
nicht alles in der eigenen Hand liegt. Aber
das heißt auch nicht, einen Kampf gegen
Windmühlen zu führen. Durch einige einfa-
che Schritte lässt sich die legale Nutzung
der eigenen Daten schon mal stark ein-
schränken.

2.   Wichtige Dokumente nie einfach wegwer-
fen, das gilt insbesondere für Kontoauszüge.
Bei Dokumenten mit persönlichen Daten hilft
schon ein Aktenvernichter aus dem Discoun-
ter, wenn er kleine Schnipsel herstellt. Be-
sonders gut ist es, da natürlich noch Un-
wichtiges drunter zu mischen. Da macht sich
dann bestimmt keiner die Mühe zu schnüf-
feln.

3.   Bei Verträgen und Gewinnspielen immer
das Kleingedruckte lesen. Insbesondere die
Punkte Datenschutz und Datennutzung. Eine
Zustimmung zur weiteren Datennutzung
darf man verweigern und kann diese Passa-
ge einfach durchstreichen. Besonders kri-
tisch ist die Einwilligung zu einer pauschalen
Datenweitergabe zu sehen.

4.   Die erste Adresse bei Werbeflut ist die
Robinsonliste (DDV, Robinson-Liste, Postfach
1401 , 71243 Ditzingen oder im Internet).
Dort müssen allerdings auch Daten angege-
ben werden. Bei dieser Liste nie mehr Daten
angeben als notwendig bzw. ohnehin schon
bekannt. Denn Daten, die nicht mehr in der
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eigenen Hand sind, kann man als bekannt
ansehen. Diese Liste ist allerdings kein All-
heilmittel, da die Teilnahme durch Werbende
freiwillig ist.

5.   Die Adressweitergabe durch Städte kann
man verhindern. Bei einigen wird die Weiter-
gabe automatisch bei der Anmeldung unter-
sagt, bei anderen Städten muss danach ge-
fragt werden. In diesem Zusammenhang gibt
es am 27.10. einmal jährlich den OPT-OUT-
Day. Dieser soll Bürgern dabei helfen die be-
treffenden Formulare kennen zu lernen. Die
Formulare findet man auf vielen Internetauf-
tritten der einzelnen Städte versteckt. Zu-
ständig sind die Meldebehörden. (Stichwort:
Widerspruch gegen die Datenübermittlung).

6.   Bei Rabattkarten, sollte man diese nut-
zen, dürfen Preis, Uhrzeit, Datum, Ort und
Rabatt gespeichert werden. Welche Ware ge-
kauft wurde, darf nicht erfasst werden. Bei
den Anträgen muss man nicht alles ausfüllen
und die Datenschutzklausel sollte intensiv
gelesen werden.

7.   Wer Werbung bekommt, kann besonders
einfach etwas tun. Ein Musterschreiben zum
Runterladen gibt es bei der Verbraucherzen-
trale (http://piraten.in/antiwerbung). Mit die-
sem Brief kann vom Datenhändler die Sper-
rung oder Löschung der Daten erreicht wer-
den. Dann darf dieser Datenhändler die
Daten nicht mehr legal vertreiben. Zudem
hat jeder das Recht auf Auskunft über den
Ursprung der Daten. Mit Angaben zur Quelle
wird dann die Herkunft der Daten zurück-
verfolgt und bei den Großhändlern und Zwi-
schenhändlern gesperrt. Die Werbeflut wird
sich merklich verringern. Dabei niemals
mehr Daten geben als notwendig. Nur das
angeben, was die Firmen ohnehin wissen.

8.   Die Abwehr von Werbeanrufen und Spam-
faxen ist
besonders
schwierig.
Teilweise
wird die
Rufnum-
mer unter-
drückt,
was zwar
verboten,
aber nicht
immer zu-
rückver-
folgbar ist.
Spamfaxe
scheinen
häufig aus
dem Aus-

land zu kommen und sind deswegen nur
schwer abzuwehren (siehe Kompass Null-
nummer 2010; kompass.im). Wer eine Fritz-
box hat, kann Rufnummern oder bestimmte

Anruftypen unterdrücken. Dies hängt natür-
lich von der technischen Ausstattung ab.
Empfiehlt sich aber allein schon um Papier
und Toner zu sparen. Die Telefonnummern
bei Werbeanrufen stammen meist aus ir-
gendeiner Datenbank. Manchmal wurden
diese sogar einfach direkt aus dem Telefon-
buch abgeschrieben. Keiner ist gezwungen,
seine Telefonnummer im Telefonbuch anzu-
geben. Dem kann man direkt widersprechen
beim Abschluss eines Telefonvertrages.
Generell nie etwas bei Werbeanrufen preis-
geben. Einfach die weitere Nutzung der
Nummer untersagen. Damit wären weitere
Anrufe zumindest von diesem Anrufer illegal,
denn ungewollte Telefonwerbung ist illegal.
Wer sich die Mühe machen möchte kann
auch im Internet weitere Informationen zu
der Nummer finden. Dazu gibt man die
Nummer ohne Trennzeichen oder ähnliches
einfach bei Google ein. Bei Anrufen von Un-
bekannten, die einem am Telefon etwas ver-
kaufen wollen, kann man getrost auflegen.
Keinesfalls darf man irgendwelche Informa-
tionen oder Aussagen bestätigen und be-
stimmt keine weiteren Informationen hinzu-
fügen.

9.   Unerwünschte Telefonwerbung/-belästi-
gung kann man auch an die Verbraucherzen-
tralen melden. Diese können häufig gezielter
etwas gegen schwarze Schafe unternehmen
und diesen das Leben schwer machen.

10.   Der Einsatz von einer Robot.txt auf der
Homepage empfiehlt sich. Damit kann man
zumindest den offiziellen Schnüfflern den
Zugang zu privaten Seiten untersagen. Infor-
mationen zu dem Inhalt einer Robot.txt fin-
det man im Internet mit der Suchmaschine
des Vertrauens. Ansonsten ist es vorteilhaft
ein Kontaktformular zu verwenden. Zudem
sollten insbesondere Privatpersonen sich in-
formieren, was sie überhaupt alles auf ihrer
Seite angeben müssen. Was angeben wird,
kann zum Beispiel als Bild eingebunden wer-
den. Dies macht es Suchrobotern schwieri-
ger, die Informationen auszulesen.

11 .   Im Browser und Emailprogramm sollte
eingestellt werden: Cookies nur mit Zustim-
mung setzen. Bei Cookies, die nur für eine
Sitzung notwendig sind, kann man zum Bei-
spiel beim Firefox die Einstellung wählen:
nur für diese Sitzung akzeptieren. Diese
Cookies werden dann automatisch gelöscht,
wenn der Browser geschlossen wird. Beson-
ders bei Suchmaschinen müssen Cookies re-
gelmäßig gelöscht werden. Eine Anmeldung
fürs Suchen sollte man auf jeden Fall vermei-
den.

12.   Gibt man im Internet Daten an, sollte
man sich gut überlegen, wozu diese notwen-
dig sein sollen und ob man bereit ist, diese
anzugeben. Ein Blick in die AGB ist allein

schon wegen der Datenweitergabe zu emp-
fehlen. Häufig sind die Webformulare so ein-
gestellt, dass an den Stellen Häkchen sind,
wo die Datenweitergabe erlaubt wird. Es gilt
das gleiche wie für die Offlinedatenweiter-
gabe.

13.   Von sich aus auf die Adressenhändler
zugehen und um Offenlegung der Daten er-
suchen. Dazu müssen allerdings eigene Da-
ten angegeben werden. Wenn der Daten-
händler vorher noch keine Daten hatte, hat
er sie nun. Diese Methode birgt ein Risiko,
allerdings können sich die Daten, wenn vor-
handen, ohne Nachfrage weiterverbreiten.
Deswegen bleibt dies eine persönliche Ab-
wägung zwischen zwei Übeln.

14.   Besonders unangenehm kann es werden,
wenn die Kontonummer in Umlauf gelangt
ist. Dies bemerkt man, wenn plötzlich Geld
ohne Einverständnis abgebucht wird. Da
hilft es nur, den Kontoauszug mindestens
einmal im Monat zu prüfen. Ungerechtfer-
tigte Abbuchungen können meist einfach mit
Hilfe der Hausbank zurückgebucht werden.
Sollte ein Betrug vorliegen, empfiehlt sich
eine Strafanzeige wegen Betruges. Auch die
Datenverarbeitung mit der Absicht, sich zu
bereichern, ist nach § 44 Bundesdaten-
schutzgesetz unter Strafe gestellt. Ein Blick
in den Artikel Abofallen (Kompass 2011 .1 )
empfiehlt sich wegen dem Umgang mit
plötzlich eingehenden Mahnungen. Auf je-
den Fall keine Bange machen lassen. Im
Zweifel helfen die Verbraucherzentralen.

Die Verbraucherzentrale bietet im Internet
unter http://piraten.in/vbds kostenfrei The-
menhefte an, in denen auch auf das Thema
Datenschutz eingegangen wird. Dort sind
sowohl tiefergehende Informationen, als
auch weitere Tipps zu finden.

Datenschutz ist
Menschenrecht

Keine Option ist jedenfalls die sogenannte
Post Privacy. Das ist nichts weiter als aufge-
ben, weil man zu feige ist, sich der Heraus-
forderung zu stellen. Totale Kontrolle über
die eigenen Daten gibt es nicht. Aber den to-
talen Verlust einer Kontrolle muss man nicht
hinnehmen. Ich gehöre nur mir und das ist
eines der essentiellsten Menschenrechte.
Wer freiwillig darauf verzichtet, der hat ver-
mutlich auch nichts gegen die totale Kon-
trolle durch andere.

Der Datenhandel ist umfangreich und
konnte im Rahmen dieses Artikels nur kurz
abgehandelt werden. Es verschafft einen
kleinen Einblick, wo man seine Daten be-
schützen muss und welche einfachen Mög-
lichkeiten man dazu hat.
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Montag 4. Januar 2100

Heute gab es eine weitere Lektion in Ge-
schichte. Leider können wir uns dieses Wis-
sen noch nicht über ein Implantat aneignen.
Ich weiß, ich bin wohl zu ungeduldig, aber
das Wissen durch Lesen und Unterricht an-
zueignen finde ich extrem ineffizient. Ich fra-
ge mich, warum das Beschützer noch keine
Möglichkeit für Implantate bei jüngeren
Menschen gefunden hat. Die Änderungen in
der Welt nach dem sogenannten elften Sep-
tember waren immens. Anscheinend hatte
der Akt des Terrorismus mehrere Kriege zur
Folge. Kriege in Ländern, die heute nicht
mehr existieren. Die klassischen Nationen
haben den Cyberweltkrieg nicht überlebt.
Das hat uns das Lehrer aber nur als Ausblick
mitgeteilt. Erst einmal waren wir aber zu Be-
ginn des 21 . Jahrhunderts. Diese Nation na-
mens USA war ziemlich dominant. Sie beein-
flusste nicht nur die Politik vieler Nationen,
sondern auch die Wirtschaft.
Insbesondere etwas seltsames namens Copy-
right. Dies erlaubte es, Kopien zu erwerben.
Das Herrscher in diesen USA hieß George
Bush und sein Titel war Präsident. Ich kann
die Irrationalität von diesem George Bush
nicht verstehen. Unserer Lehrer meinte, die-
ser musste seinem Vater etwas beweisen.
Auf der einen Seite hat er Gesetze beschlos-
sen, welche unsere heutige Gesellschaft erst
ermöglichten. Auf der anderen Seite hat er
Kriege geführt, welche mit Lügen begannen.
Alles wird gut dank das Beschützer.
Der Terrorismus hat in vielen Nationen zu
Gesetzen geführt, welche die Freiheiten ein-
schränkten. Die Bevölkerung brauchte
Schutz und gab bereitwillig ihre Freiheit auf.
Ohne diesen Verzicht wäre unsere Gesell-
schaft gar nicht erst entstanden. Mich wun-
dert, wie oft unseres Lehrer dies betont.
Wahrscheinlich lag es an dieser chaotischen
Zeit. Ich habe mich nicht getraut eine Frage
zu stellen.
Bin ich einfach zu dumm, frage ich mich. Ir-
gendwie passt alles nicht zusammen. Ich bin
sicher dies wird sich noch klären im weite-
ren Verlauf des Unterrichts. Alles wird gut
dank das Beschützer.

Dienstag 5. Januar 2100

Das 21 . Jahrhundert ist wirklich grausam.
Ich bin froh, dass wir in einer so friedlichen
Zeit leben. Ohne Kriege und ständige An-
schläge von Terroristen. In den Nachrichten
gab es, solange ich mich erinnern kann, kei-
ne einzige Katastrophenmeldung. Unseres
Lehrer hat uns heute erklärt, dass erst durch
das Beschützer diese paradiesischen Zustän-
de zustande gekommen sind. Alles ist sauber,
kein Müll liegt auf den Straßen. Ganz im Ge-
gensatz zu der Vergangenheit. Die Bilder von
den Müllbergen, welche wir gesehen haben,
sind wahrhaft erschütternd. Einige Men-
schen lebten sogar mitten in Müll. Glückli-
cherweise scheint in unserer Gesellschaft
keiner das Bedürfnis zu haben, auch nur ein
Blatt Papier wegzuwerfen.
Zu wertvoll sind die Ressourcen. Auch wenn
es inzwischen harte Gesetze mit entspre-
chenden Strafen gibt, wären diese heute gar
nicht mehr notwendig. Alles ist sauber ge-
worden. Es ist gut, dass das Beschützer uns
zeigt, wieviel besser es geworden ist durch
seinen Einfluss. Für einen kurzen Augenblick
hat das Lehrer den Smellomat aktiviert, um
uns zu zeigen, wie es damals stank. Er mein-
te morgen würden wir mehr lernen über die
Verschmutzung des 21 . Jahrhunderts und zu
was sie alles führte.

Mittwoch 6. Januar 2100

Heute habe ich erfahren, dass die Gerüche
von gestern auch von sogenannten Autos
stammten. Das sind anscheinend individuelle
Transporteinheiten. Transporteinheiten, wel-
che die Luft verpestet haben mit ihrem Ge-
stank. Durch Verbrennung von wertvollen
Ressourcen wurde Bewegungsenergie er-
zeugt. Ich verstehe nicht, warum sie nicht
einfach das Transportnetz genutzt haben.
Schließlich soll es das auch schon damals
gegeben haben. Noch schlimmer waren so-
genannte Flugzeuge, welche für den Trans-
port über größere Entfernungen dienten. Ei-
ne Magnabahn gab es damals noch nicht.
Meine Frage nach dem Sinn dieser Trans-
portmethode war also beantwortet. Warum

hatte das Lehrer dies nicht schon einige Tag
früher getan. Das war überaus seltsam. Alles
wird gut dank das Beschützer.

Donnerstag 7. Januar 2100

Noch immer verweilte der Unterricht zu Be-
ginn 21 . Jahrhundert. Das Beschützer zeigte
uns eine Menge Zusammenhänge. Heute
war dies Geographie. Früher hatte es deut-
lich mehr Landfläche gegeben. Anscheinend
waren seit Beginn des 21 . Jahrhunderts die
Meere kontinuierlich gestiegen. Es ist er-
staunlich, wie sehr sich die Form der Konti-
nente änderte. Trotz des Anstiegs war das
Meer der Mitte gänzlich verschwunden. Das
hatte einer absurden Branche stark gescha-
det. Eine Dienstleistung, die sich Pauschal-
reise nannte. Die Menschen damals waren
so unproduktiv mit ihren ewig langen Pausen
zwischen der Arbeit. Wie sie so ihre wackli-
gen Staaten aufrecht erhielten, ist mir un-
verständlich.
Ich bin froh, dass das Beschützer Urlaub ab-
geschafft hat. Der Meer der Mitte ver-
schwand jedenfalls durch den großen afro-
eurischen Damm. Einem gigantischen Kraft-
werk, welches die Energieprobleme des
afroeurischen Kontinents löste und noch
heute einiges an Energie liefert. Zeitgleich
schalteten sie ihre ineffizienten Kraftwerke
ab. Mich verwundert, wieviel damals auf die
gefährliche Kraft aus Zerfall von Atomker-
nen gesetzt wurde. Glücklicherweise wurden
diese abgeschaltet nach einer Katastrophe,
welchen einen halben Kontinent verseuchte.
Heute leben da nach das Lehrer nur noch
Mutanten. Mutanten, welche auch uns be-
drohen.
Bilder bekamen wir nicht gezeigt, aber das
Lehrer warnte uns eindringlich davor in die-
ses Gebiet zu reisen. Ich wüsste nicht,
warum wir überhaupt reisen sollen. Sobald
ich mein Implantat habe, kann ich überall
Urlaub machen und innerhalb von wenigen
Minuten die Welt bereisen. Egal zu welchem
Zeitalter. Heute schwimmen auf den riesigen
Ozeanen Algenfarmen und ganze Städte.
Das Beschützer hat das Antlitz der Welt zum
Besseren gewandt.
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